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Analysen, Konzepte, Diskurse 
für ein soziales Deutschland
 
Deutschland im Jahr 2020: Eine freie, solidari sche 
und kinderfreundliche Gesellschaft mit gleichen 
Chancen der wirtschaftlichen, sozialen und kul-
turellen  Teilhabe  unabhängig von  Geschlecht und 
Herkunft; eine lebendige Demokratie mit enga -
gierten Bürgerin nen und Bürgern; eine nachhaltig 
wachsen de Wirtschaft mit guter  Arbeit für alle; ein 
vorsorgender Sozialstaat, der mehr  Bildung und 
Gesundheit ermöglicht; ein Land, das in Euro pa 
und der Welt Verantwortung für Frieden und 
 sozialen Fortschritt übernimmt.
Für dieses soziale Deutschland arbeiten wir.
• Die Friedrich-Ebert-Stiftung wird im Rahmen 
des Projekts „Zukunft 2020“ zu den wichtigsten 
Herausforderungen Antworten ent wickeln und 
vorstellen. 
• Wir wollen Wege in eine soziale und nach hal-
tige Zukunft für Deutschland aufzeigen und 
dazu passende Strategien und Politiken erar-
bei ten. 
• Unsere Analysen und Konzepte werden wir zum 
Gegenstand eines breiten gesellschaftlichen 
Diskurses mit Politik, Gewerkschaf ten, Wirtschaft, 
mit Fachleuten und Öffentlichkeit  ma chen.
Mehr Informationen zu Veranstaltungen und Publi ka-
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Im Jahr 2000 ist das neue Staatsangehörigkeits-
recht in Kraft getreten. Leider blieben die  Einbür-
gerungszahlen in den folgenden Jahren hinter 
den Erwartungen zurück. Auch im inter nationa-
len Vergleich sind die Einbürgerungsquoten in 
Deutschland relativ gering. Die Frage ist deshalb, 
wie wir die Zahl der Ein bürgerungen in Zukunft 
steigern können.
Die Integration der Einwanderer und ihrer 
Kinder ist in den letzten Jahren verstärkt in das 
Blickfeld von Politik und Öffentlichkeit getreten. 
Der von der Bundesregierung initiierte Integra-
tionsgipfel und der daraus resultierende natio-
nale Integrationsplan mit seinen über 400 Selbst-
verpfl ichtungen sind ermutigende Schritte in die 
rich tige Richtung. Langsam setzt sich die Er-
kenntnis durch, dass Integration eine Quer-
schnittsaufgabe aller politischen Ebenen ist. Alle 
politischen Felder, angefangen von der Ar beits-
marktpolitik über die Bildungspolitik bis hin zur 
Wohnungspolitik, müssen berücksichtigen, dass 
ein großer Teil der Bevölkerung Einwanderer  sind. 
Voraussetzungen für eine gelingende Inte-
gration ist aber immer die rechtliche Absicherung 
des Aufenthalts. Einbürgerung ist ein wesentli-
ches Element des langwierigen Integrationspro-
zesses der Einwanderer. 
Eine hohe Barriere, die Einbürgerungen ver-
hindert, ist zweifellos der Grundsatz der Vermei-
Vorbemerkung
dung mehrfacher Staatsbürgerschaften. Obwohl 
es in der Praxis inzwischen zahlreiche Doppel- 
und Mehrstaatler in Deutschland gibt, ver folgen 
die Politik und die Verwaltung in dieser Frage 
eine restriktive Linie. Auch das sogenannte Op-
tionsmodell, das hier geborenen Kindern von aus-
ländischen Eltern unter bestimmten Bedingungen 
zwei Staats angehörigkeiten gewährt, ist proble-
matisch. Diese Kinder müssen sich letztlich in 
einem bestimmten Zeitraum für eine Staats an-
gehörigkeit entscheiden. Der bürokratische Auf-
wand wird erheblich sein. 
Das von Professor Dr. Dietrich Thränhardt 
im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung erstellte 
Gutachten analysiert die Entwicklung des Einbür-
gerungsrechts und der Einbürgerungszahlen in 
Deutschland. Seine internationalen Vergleiche 
sind hilfreich, unsere Einbürgerungspolitik zu 
überdenken und neue Wege zu bestreiten. Wich-
tig ist, dass wir die Einbürgerung  nicht als Gna-
denakt betrachten. Vielmehr müssen wir eine 
Kultur der Anerkennung gegenüber Einwan-
derern pfl egen  und für die Annahme der deut-
schen Staatsangehörigkeit werben.
Günther Schultze
Leiter des Gesprächskreises 






1. Trotz der umkämpften Reform des Einbürge-
rungsrechts im Jahr 1999 sind die deutschen 
Einbürgerungszahlen im internationalen Ver-
gleich nach wie vor niedrig, die meisten ver-
gleichbaren Länder in Europa und Nordameri-
ka weisen wesentlich höhere Einbürgerungs-
raten auf. Dies führt dazu, dass etwa sieben 
Millionen Menschen nicht in das politische 
System der Bundesrepublik integriert sind und 
nicht an Wahlen teilnehmen können, obwohl 
viele von ihnen ihren Lebensmittelpunkt in 
Deutschland haben und seit Jahrzehnten hier 
leben. 
2. Gleichzeitig zeigt die vergleichende Analyse 
der Einbürgerungspraxis in den Bundeslän-
dern und Kommunen, dass die Bearbeitungs-
intensität und die damit zusammenhängende 
Länge der Verfahren, die Interpretation des 
Staatsangehörigkeitsgesetzes, die Eingriffe der 
Landesbehörden und die unterschiedliche Ver-
waltungsqualität zu äußerst unterschiedlichen 
Rechtspraktiken führen, die sich in extrem 
unterschiedlichen Einbürgerungsraten auswir-
ken. 
3. Eine deutsche Besonderheit, die sich verfah-
rensverzögernd und extrem komplizierend aus-
wirkt, ist das Verlangen nach Aufgabe der bis-
herigen Staatsangehörigkeit vor der Einbürge-
rung in Deutschland. Soweit andere Staaten 
die mehrfache Staatsangehörigkeit nicht ak-
zeptieren, verlangen sie eine Aufgabe der bis-
herigen Staatsangehörigkeit erst nach der Ein-
bürgerung und nicht vorher. Dadurch wird 
auch ein internationalem Recht widerspre-
chender Zustand der Staatenlosigkeit ausge-
schlossen, der bei Rücknahme der Einbürge-
rungszusicherung entstehen kann. Die bishe-
rige deutsche Verwaltungspraxis – die nicht 
gesetzlich verankert ist – wirkt extrem kontra-
produktiv und desintegrierend, indem sie Ein-
bürgerungswillige von anderen Staaten ab-
hän gig macht.
Zusammenfassung
4.  Im internationalen und europäischen Kontext 
ist ein deutlicher Trend von der Ablehnung 
jeglicher Mehrstaatlichkeit hin zu einer weit-
gehenden Tolerierung festzustellen, wobei 
dies im jeweiligen innerstaatlichen Kontext 
nicht zu Rechtsfolgen führt. Trotz der Grund-
satzdiskussionen von 1999 hat sich auch die 
Bundesrepublik in diese Richtung bewegt, ins-
besondere mit der vollständigen Akzeptanz 
mehrfacher Staatsangehörigkeit gegenüber 
den 26 anderen Staaten der Europäischen 
 Union und der Schweiz, gegenüber Nichtaus-
bürgerungsländern und mit der Akzeptanz 
mehrfacher Staatsangehörigkeit bei Kindern 
aus binationalen Ehen. Die Analyse der deut-
schen Zahlen und der experimentellen Situa-
tion in den Niederlanden in den neunziger 
Jahren demonstriert, dass die Nichttolerierung 
der mehr fachen Staatsangehörigkeit ein ent-
scheidendes Hinder nis bei der Einbürgerung 
ist, insbesondere in Bezug auf die größte Grup-
pe von Ausländern in Deutschland, die Ein-
wanderer aus der Türkei. Faktisch wirkt sich die 
Tolerierung mehrfacher Staatsangehörigkeit 
für große Gruppen und die Nichtakzeptanz für 
andere diskriminierend aus. In Verbindung mit 
den vielfachen intensiven Negativdiskursen 
gegenüber Moslems und Türken hat dies 
 atmosphärisch und faktisch ausgrenzende 
 Effekte. Im Vergleich zu den USA ist dabei 
auch relevant, dass Nichtstaatsbürger in 
Deutschland sozialrechtlich ganz weitgehend 
Staatsbürgern gleichgestellt sind und von da-
her keine Zwänge existieren, die einen Wech-
sel motivieren würden. Von daher ist anzu-
raten, andere Staatsangehörigkeiten grund-
sätzlich zu tolerieren.
5. Das Optionsmodell ist extrem unpraktikabel 
und stellt die EU-Optionskinder schlechter als 
ihre Eltern. Indem die Optionskinder bei der 
Einbürgerung zunächst von den Herkunfts-
staaten ihrer Eltern abhängig gemacht wer-




Staatsangehörigkeit ist ein komplexes Phänomen. 
Auf der einen Seite hat sie instrumentelle Bedeu-
tung und bildet die Grundlage für Verwaltungs-
einstufungen und Routinen, auf der anderen Sei-
te enthält sie ein identitäres Moment, auch wenn 
dies in Deutschland weniger im Vordergrund steht 
als in anderen Ländern und am deutlichsten in 
der Fußballfolklore an die Öffentlichkeit kommt. 
Staatsangehörigkeit vermittelt Rechte und Pfl ich-
ten: die politische Beteiligung an Wahlen und Ab-
stimmungen, den freien Zugang zu allen Ämtern, 
den bedingungslosen Schutz vor Ausweisung und 
das Recht auf Unterstützung in schwierigen Le-
benslagen und auf diplomatischen Schutz im 
Ausland. Die deutsche Staatsangehörigkeit garan-
tiert ein unkündbares Recht auf das Leben in 
einem der reichsten und sichersten Länder der 
Erde, den uneingeschränkten Zugang zu den Leis-
tungen des Sozialstaats und die Statusrechte eines 
EU-Bürgers. Der deutsche Pass ermöglicht freies 
Reisen in die meisten Länder der Welt. Im Kata-
log der Pfl ichten ist vor allem die Bereitschaft 
zum Wehrdienst zu nennen, auch wenn dies im-
mer weniger junge Männer betrifft. 
Diese Komplexität wird in unterschiedlichen 
Diskussionsarenen reduziert. Die juristische De-
batte befasst sich mit der Interpretation des gel-
tenden Rechts und der Angemessenheit und 
Stimmigkeit von Veränderungen. Sie ist immer 
noch stark von normativen Impulsen geprägt, die 
in der Hochzeit des Nationalismus entstanden 
sind und von der Einheit von Staatsvolk, Staats-
gewalt und Staatsgebiet (Jellinek) und der einen, 
und nur einen, Staatsangehörigkeit ausgehen. 
Deutlich wird dies in der im juristischen Schrift-
tum verbreiteten Rede von der „Übeltheorie“ in 
Bezug auf mehrfache Staatsangehörigkeit, die 
viel fach dem Bundesverfassungsgericht zuge-
schrieben wird, obwohl dieses in seinem Urteil 
von 1974 gerade eine weitreichende Öffnung zu 
mehrfacher Staatsangehörigkeit auf der Grund-
lage der Mitgliedschaftsrechte des Kindes durch-
gesetzt und die „Übeltheorie“ nur referierend er-
wähnt hatte (so auch Berlit 2007: IV, 3). Wenig 
bekannt sind auch die komplexen historischen 
Debatten zur Staatsangehörigkeit (vgl. dazu aber 
Edathy 2000; Hagedorn 2001; Gosewinkel 2001).
Die sozialwissenschaftlichen Debatten sind 
von den juristischen weithin getrennt. Sie haben 
sich mit Vergleichen zwischen den Staatsangehö-
rigkeitstraditionen und -konzepten unterschied-
licher Länder befasst und das „liberale Dilemma“ 
(Hollifi eld) zwischen politischen Rechten im Na-
tionalstaat und Globalisierung beschrieben. Der 
Wandel der Staatsangehörigkeit im Zusammen-
hang mit Post- und Transnationalismus ist dis-
kutiert worden, Thesen zum Funktionsverlust 
von Staatsangehörigkeit aus den neunziger Jah-
ren wer den allerdings kaum mehr aufrechterhal-
ten. Ein wesentlicher Ansatz befasst sich mit nor-
mativen Fragen in Ableitung von der Demokra-
tietheorie. In den letzten Jahren sind ferner einige 
auf Intensivinterviews beruhende Analysen er-
schienen, in denen auf die wirklichen persönli-
chen Beweggründe für Einbürgerungsentschei-
dungen oder Nichtentscheidungen eingegangen 
wird. Aufgrund der geringen Fallzahlen dieser 
Untersuchungen müssten sie allerdings quantita-
tiv ausgebaut werden, um aussagekräftiger zu 
werden.
Die politische Debatte schließlich geht sehr 
selektiv mit den Realitäten um. Hier ergibt sich 
aktuell eine Kontroverse zwischen einem Insistie-
ren auf der Einbürgerung als Krönung der Inte-
gration und einer Sicht der Einbürgerung als Bei-
trag zur Integration, vor allem in Bezug auf Kin-
der, die in Deutschland geboren werden. Ferner 
besteht eine Ambivalenz zwischen einem Insis-
tieren auf „Integration“ und einer ständig wieder-
holten Misstrauensattitüde gegenüber nichteuro-
päischen oder nichtwestlichen Einwanderungs-
gruppen, insbesondere solchen moslemischen 
Glaubens. In der „Islamkonferenz“ ist diese Am-






um Einbürgerung steht in engem Zusammen-
hang mit den Diskursen um Integration, Abwehr 
und Ausgrenzung bestimmter Migrantengrup-
pen, die sich zur Jahreswende 2007/08 wieder 
zugespitzt hat, bis hin zur wiederholten Hervor-
hebung des „Schächtens“, eines Themas mit lan-
ger antisemitischer Tradition (Interview mit Mi-
nisterpräsident Koch, Tagesspiegel 6.1.2008). Die 
Praxis des Bundesamtes für Migration und Flücht-
linge, bei Einbürgerungsanträgen von Asylberech-
tigten zunächst routinemäßig ein Verfahren zur 
Überprüfung und Aberkennung der Flüchtlings-
eigenschaft einzuleiten, widerspricht allen Be-
kenntnissen zur Förderung der Integration. Sie 
setzt Flüchtlinge, die Deutsche werden wollen, 
zwischen die Stühle – mit der absurden Konse-
quenz, dass Menschen, die alle Einbürgerungsbe-
dingungen erfüllen, plötzlich Angst vor der Ab-
schiebung haben müssen, da sie in einen minde-
ren Aufenthaltsstatus zurückgestuft werden. In 
der Praxis geht diese Widersprüchlichkeit so weit, 
dass Flüchtlingen informell geraten wird, keine 
Einbürgerungsanträge zu stellen.
Meine Untersuchung konzentriert sich auf 
empirisch feststellbare Phänomene und Faktoren 
und die Implementation, sie greift die Ansätze 
auf, die dazu in den letzten Jahren entwickelt 
worden sind. Zunächst wird die deutsche Einbür-
gerungssituation komparativ in den Kontext Eu-
ropas und der OECD-Länder eingeordnet. An-
schließend wird auf der innerdeutschen kompa-
rativen Ebene die Einbürgerungspraxis der Bun-
desländer und Kommunen verglichen. Bei der 
Frage nach den Gründen der Unterschiedlichkeit 
werden insbesondere die Verwaltungsverfahren 
und die politische Lenkung untersucht. Die Rele-
vanz der Tolerierung von mehrfacher Staatsange-
hörigkeit auf die Einbürgerungsraten wird an-
hand der experimentellen Situation der Nieder-
lande in den neunziger Jahren analysiert, in der 
die Rechtslage innerhalb weniger Jahre zweimal 
grundlegend verändert wurde. Referenzpunkt ist 
das wohlverstandene Interesse der Bundesrepu-
blik Deutschland und ihrer Bürger, wie es sich aus 
der bürgerrechtsorientierten Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts ergibt, wenn es in sei-
ner Entscheidung von 1974 ausführt: „Die früher 
vorherrschende und zum Teil noch jetzt anzu treffende 
Vorstellung, es handele sich bei der Zuerkennung der 
Staatsangehörigkeit um eine Abgrenzung des Staats-
volkes unter ordnungspoliti schen Gesichtpunkten, die 
der Staat nach seinem Ermessen ... vornehmen könne, 
entspricht nicht dem Verständnis des demokratischen 
und sozia len Rechtsstaats im Sinne des Grundge-
setzes.” (BVerfGE vom 21.5.1974, 239).
Mit meiner Analyse hoffe ich, einen Beitrag 
zur Versachlichung der Diskussionsgrundlagen 
für politische Entscheidungen zu liefern, zumal 
in den nächsten Monaten die Neugestaltung vie-
ler Aspekte des Einbürgerungsverfahrens ansteht, 
vor allem der Verwaltungsvorschriften, des Ein-





1. Das deutsche Einbürgerungsdefi zit im internationalen Vergleich
Staatsangehörigkeit und volle Bürgerrechte sind 
zentrale Erfordernisse der Integration. Hat ein 
großer Teil der Gesellschaft keine Bürgerrechte 
und insbesondere kein Recht zu wählen, zu kan-
didieren und mitzubestimmen, so ist die Demo-
kratie defi zitär. Das Demokratieprinzip ist unvoll-
kommen verwirklicht und die politische Willens-
bildung richtet sich nicht an der Gesamtbevölke-
rung, sondern nur an dem Teil der Bevölkerung 
aus, der wahlberechtigt ist. Wie in vielen Einwan-
derungsländern deutlich wird, kann sich dann 
ein Teufelskreis aus Ausgrenzung, Spaltung der 
Gesellschaft und Desintegration entwickeln, in 
dem die Migranten nur Objekte und nicht Sub-
jekte und Akteure sind. Deswegen besteht seit 
langem ein weitreichender grundsätzlicher Kon-
sens darüber, dass Bevölkerung und Staatsvolk 
wieder zur Deckung gebracht werden sollten. 
Schon in der Zeit der Regierung Kohl hatte eine 
intensive Diskussion darüber begonnen, denn 
trotz der Doktrin, Deutschland sei „kein Einwan-
derungsland“, war die Zahl der „Ausländer“ zwi-
schen 1982 und 1998 von 4,7 Millionen auf 7,3 
Millionen angestiegen. Schon damals hatten die 
Bundesregierung und ihr Innenminister Schäuble 
an die ständig im Bundesgebiet lebenden Auslän-
der appelliert, sich einbürgern zu lassen (BT Drs. 
11/1990, 48). Der nordrhein-westfälische Integra-
tionsminister Laschet hat sich im August 2007 
für eine Einbürgerungskampagne ausgesprochen, 
daraufhin forderten mehrere Politiker aus FDP 
und SPD eine neue Debatte über die doppelte 
Staatsangehörigkeit. Andererseits erklärte der nie-
dersächsische Innenminister Schünemann: „Die 
Einbürgerungszahlen in Niedersachsen können 
als zufriedenstellend bezeichnet werden.“ (Land-
tagsprotokoll 20.5.2005). Auch die dem Bundes-
tag vorliegenden Anträge zur Reform des Einbür-
gerungsrechtes aus dem Jahr 2007 haben unter-
schiedliche Tendenzen: Der Vorschlag des Bundes-
rates ist eher restriktiv, die Anträge der „Grünen 
und der „Linken“ eher öffnend (BT Drs. 16/5107, 
16/2650, 16/1770).
Deutschland hatte sich in der Zeit der An-
werbung und auch in den Jahrzehnten danach 
zwar intensiv um die soziale und ökonomische 
Gleichstellung der angeworbenen „ausländischen 
Arbeitnehmer und ihrer Familien“ – so der dama-
lige offi zielle Terminus – gekümmert und dabei 
im europäischen Vergleich relativ gute Erfolge er-
zielt (zum Vergleich mit den Niederlanden Werner 
1993, Thränhardt 2003, Koopmans 2006). Insbe-
sondere ist es im Bereich der betrieblichen Mitbe-
stimmung zu einer intensiven Integration und 
Mitwirkung gekommen – erfolgreicher, als man 
dies zunächst hätte erwarten können. In diesem 
Bereich ist die Integration vollständig gelungen 
und Migranten nehmen auch erstaunlich viele 
Führungspositionen ein, wie Schaubild 1 zeigt. 
Grundlage war der einstimmige Beschluss des 
Bun destages 1972, allen Betriebsangehörigen 
ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit das 
volle aktive und passive Wahlrecht zu geben – 
über die rechtliche Normierung der damaligen 
EWG hinaus, die das nur für die EWG-Bürger ver-
langte.
Dagegen hat sich der Vorschlag des ersten 
Ausländerbeauftragten Heinz Kühn von 1979, vor 
allem die in Deutschland geborene und aufge-
wachsene „zweite Generation“ als Deutsche an-
zuerkennen, nicht durchgesetzt. Er ging in den 
Wellen der Ausländerfeindlichkeit unter, die das 
Klima der achtziger Jahre bestimmte. Die nied-
rigen Einbürgerungszahlen hatten wenig mit 
deutschen „ethnischen“ Traditionen zu tun, wie 
am Ende des 20. Jahrhunderts immer wieder in 
der Literatur zu lesen war (Brubaker 1994, Castles 
1999, 59), sondern mit politischen Entschei-
dungen und Interessen, die schwer zu verändern 
bzw. zu durchbrechen waren (Hagedorn 2001).
Erst während des Wiedervereinigungsprozes-






































Betriebsratsvorsitzende und stellvertretende Vorsitzende ausländischer Herkunft 
im IG-Metall-Bereich 1975–2006 (absolute Zahlen)
Schäuble, das erste Gesetz zur Erleichterung der 
Einbürgerung beschlossen – beschränkt zunächst 
auf die Gruppe der ehemaligen Anwerbe-Auslän-
der und ihrer Familien und zudem zeitlich befri-
stet. Es trat am 1.1.1991 in Kraft. Mit dem „Asyl-
kompromiss“ wurde dann 1993 auf Drängen der 
SPD die Anspruchs-Einbürgerung eingeführt, die 
zeitliche Begrenzung entfi el. Weitere Reformen 
gelangen aber zunächst nicht, und die 1994 von 
Bundeskanzler Kohl angekündigte „Kinderstaats-
zugehörigkeit“ blieb eine widersprüchliche und 
nicht verwirklichte Idee. Erst der Regierungs-
wechsel 1998 führte schließlich zu einer grund-
legenden Reform des Staatsangehörigkeitsrechts, 
vor allem mit der Einführung des Geburtsrechts 
für Kinder mit wenigstens einem Elternteil, das 
seit mindestens acht Jahren in Deutschland lebt.
Trotz der zentralen Relevanz der Staatsange-
hörigkeit, sowohl im instrumentellen Sinn als 
praktische Mitwirkung an der Politik und als vol-
les Bürgerrecht wie auch im identitären Sinn als 
Gefühl der Zugehörigkeit zur Nation und trotz 
der großen politischen Anstrengungen zur Durch-
setzung der Reformen gibt es nach wie vor ein 
großes Defi zit bei der Einbürgerung. Die Zahl der 
Menschen mit ausländischer Staatsangehörigkeit 
in den letzten zehn Jahren hat sich nicht mehr 
erhöht, sondern sie ist konstant geblieben (Schau-
bild 2). Zuwanderung und Geburt von Kindern 
mit ausländischer Staatsangehörigkeit auf der 
 einen Seite und Einbürgerung auf der anderen 
Seite halten sich zahlenmäßig in etwa die Waage. 
Wesentlich dazu beigetragen hat die erwähnte 
automatische Zuerkennung der deutschen Staats-
angehörigkeit für Kinder ausländischer Eltern, 
wenn ein Elternteil seit acht Jahren legal in 
Deutschland lebt.
Die hohen Erwartungen, die mit der Reform 
des Einbürgerungsrechts im Jahr 1999 verbunden 
waren und die auch schon bei der weit weniger 
beachteten Reform von 1990/93 für die Gruppe 
der Anwerbe-Ausländer und ihrer Familien geäu-
ßert worden waren, sind nicht erfüllt worden. 
Zwar liegen die absoluten Einbürgerungszahlen 
höher als vor der Reform. Aber im internationa-
len Vergleich ist die Einbürgerungsrate, d. h. der 
Anteil der in einem Land lebenden Ausländer, die 
in einem Jahr eingebürgert werden, nach wie vor 
außerordentlich niedrig. Auch wenn man die au-






Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Beschäftigungsstatistik. Zahlen der ausländischen Bevölkerung: Statistisches Bundesamt: 
Bevölkerungsfortschreibung, Zahlen der ausländischen Erwerbstätigen: Ergebnisse des Mikrozensus, eigene Darstellung.






























Einbürgerungszahlen in Deutschland 1996–2006 (absolute Zahlen)





borenen Kinder ausländischer Eltern berücksich-
tigt, macht das nur etwa 0,5% mehr aus. Im 
OECD-Vergleich wurde die deutsche Einbürge-
rungsrate im Jahr 2005 nur von Tschechien, 
Luxemburg, Japan und Portugal unterboten 
(Schaubild 4). Auch der kleine Anstieg im Jahr 
2006 verändert dieses Bild nicht wesentlich.
Viele andere Länder sind in der Einbürge-
rung erfolgreicher, und zwar nicht nur traditio-
nelle Einwanderungsländer wie die USA, Kanada 
oder Australien, sondern auch vergleichbare Län-
der wie Frankreich, Großbritannien, die Nieder-
lande und vor allem Schweden, traditionell zu-
rückhaltende Länder wie die Schweiz, neuere Ein-
wanderungsländer wie Spanien und selbst ganz 
neue Einwanderungsländer wie die Slowakei.
Die niedrige Einbürgerungsrate in Deutsch-
land ist auch dafür verantwortlich, dass in Nord-
amerika insgesamt mehr Einbürgerungen erfol-
gen als in Europa.
Gleiches gilt für längerfristige Betrachtung 
über zehn Jahre und für die neunziger Jahre, wie 
aus Schaubild 5 und Tabelle 1 deutlich wird. Auch 
wenn die Einbürgerungsraten in anderen europä-
ischen Ländern schwankten und etwa in den Nie-
derlanden von einem außerordentlich hohen 
Stand von 11,4% 1996 auf 4,1% 2005 zurückgin-
gen, blieben sie doch immer noch höher als in 
Deutschland. Langfristig hat das den Effekt, dass 
Deutschland zu den Ländern mit einem hohen 
Anteil nicht eingebürgerter ständiger Einwohner 
gehört. Überwiegend leben diese Menschen mit 
nichtdeutscher Staatsangehörigkeit schon sehr 
lange in Deutschland, sie sind zwar sozial und 
ökonomisch, nicht aber rechtlich und politisch 
integriert. Im Jahr 2005 wurde Deutschlands 
 Ausländeranteil von 8,8% nur von Luxemburg 
(39,6%), der Schweiz (20,3%) und Österreich 
(9,7%) übertroffen (OECD 2007: 343), während 
alle anderen europäischen Länder niedrigere An-
teile von Nicht-Staatsbürgern aufwiesen (zu den 




Einbürgerungsraten in ausgewählten Ländern 2005 (in Prozent)
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Die Diskrepanz ist auch im Vergleich mit den 
USA, Kanada und Australien feststellbar. Die 
 europäischen OECD-Länder gehen in ihrer Stati-
stik von der Staatsangehörigkeit aus, während die 
traditionellen Einwanderungsländer zwischen 
 foreign born und native born unterscheiden. Des-
wegen können für diese Länder keine Einbürge-
rungsquoten im europäischen Sinn berechnet 
werden. Die absoluten Einbürgerungszahlen sind 
aber außerordentlich hoch: Von 1996 bis 2005 
wurden in den USA 6.621.254 Menschen einge-
bürgert, in Kanada waren es 1.671.074 und in 






















Einbürgerungsraten in ausgewählten europäischen Ländern 1996–2005 (in Prozent)
Quelle: OECD, International Migration Outlook. SOPEMI 2007, Paris 2007, 359, eigene Darstellung.
 
*  Einbürgerungen von Aussiedlern wurden nicht berücksichtigt. Quelle: H. Waldrauch/ D. Çinar, Staatsbürgerschaftspolitik und 
 Einbürgerungspraxis in Österreich, in: Heinz Fassmann/Irene Stacher (Hg.), Österreichischer Migrations- und Integrationsbericht, Wien 2002.
Tabelle 1
Einbürgerungsraten in europäischen Ländern 1990-2000 (in Prozent)
 Niederlande Schweden Frankreich Belgien Großbritannien Österreich Schweiz Deutschland*
1990 2,0% 3,7% 2,5% 1,0% 3,2% 2,1% 0,8% 0,4%
1991 4,2% 5,7% 2,7% 0,9% 3,4% 2,3% 0,8% 0,5%
1992 4,9% 5,9% 2,7% 5,0% 2,4% 2,0% 0,9% 0,6%
1993 5,7% 8,5% 2,8% 1,8% 2,3% 2,1% 1,0% 0,7%
1994 6,3% 6,9% 3,7% 2,8% 2,2% 2,2% 1,1% 0,9%
1995 9,4% 6,0% 2,7% 2,8% 2,0% 2,0% 1,3% 1,0%
1996 11,4% 4,8% 3,3% 2,7% 2,2% 2,2% 1,4% 1,2%
1997 8,8% 5,5% 3,5% 3,5% 1,9% 2,2% 1,4% 1,1%
1998 8,7% 8,9% 3,8% 3,8% 2,6% 2,4% 1,5% 1,4%
1999 9,4% 7,6% 4,5% 2,7% 2,5% 3,3% 1,5% 2,0%
2000 7,6% 8,9% 4,7% 6,9% 3,7% 3,2% 2,0% 2,5%





Betrachtet man die zahlenmäßige Entwick-
lung in Deutschland, so fällt besonders auf, dass 
die Einbürgerungszahlen und Einbürgerungsra-
ten der türkischen Staatsangehörigen, also der 
zahlenmäßig relevantesten und sichtbarsten Ein-
wanderer- bzw. Ausländergruppe in Deutschland, 
nach der Einbürgerungsreform dramatisch zu-
rückgegangen sind. Die Zahl der Einbürgerungen 
von Türken war nach der ersten Einbürgerungs-
reform 1991/1993 von wenigen Tausend auf 
100.324 Einbürgerungen im Jahr 1999 angestie-
gen. Jeder zwanzigste türkische Staatsangehörige 
in Deutschland hatte sich also allein im Jahr 1999 
einbürgern lassen. Seitdem sank die Zahl bis 2005 
jedes Jahr ab, sie hat sich im Jahr 2006 bei 33.388 
stabilisiert. Die Einbürgerungsquote türkischer 
Staatsangehöriger ist zwischen 1999 und 2006 
von 4,9% auf 1,9% abgesunken. Für die wichtigs-
te Zuwanderergruppe in Deutschland ist die große 
Reform des Staatsangehörigkeitsrechts von 1999 
damit nicht wirksam geworden, was auch ein 
Hauptgrund für die niedrigen Einbürgerungszah-
len insgesamt ist. Entscheidend dafür ist die 
Rücknahme der Tolerierung mehrfacher Staats-
angehörigkeit, wie sie bis 1999 gegeben war.
Tausend


































Einbürgerungen 1991–2006 nach bisheriger Staatsangehörigkeit in Deutschland (in Tausend)*
* Auswertungen nach dem Wohnsitz, einschließlich Spätaussiedler bis 31. Juli 1999; 
 ab 2000 Reform des Staatsangehörigkeitsrechts
** ohne Hamburg
Quelle: Statistisches Bundesamt 2007; Bevölkerung und Erwerbstätigkeit: Einbürgerungen, Fachserie 1, Reihe 2.1. Der Rückgang der 
 Zahl der Einbürgerungen russischer Staatsangehöriger ist mit der großzügigen automatischen Einbürgerung von Aussiedlern 
 und ihren Familienangehörigen zu erklären, die 1999 eingeführt wurde und auch mehrfache Staatsangehörigkeit möglich macht. 





2. Einbürgerung als demokratisches Erfordernis
Die Grundidee der Demokratie ist die Beteiligung 
aller in einem Land lebenden Menschen am Wil-
lensbildungs- und Entscheidungsprozess. Im 19. 
und 20. Jahrhundert ist das Wahlrecht für alle Er-
wachsenen – Männer und Frauen – in fast allen 
Ländern der Welt durchgesetzt worden. Das 
Wahlrecht für Ausländer wurde dagegen weitge-
hend abgeschafft, soweit es bestand. In den USA 
war es im 19. Jahrhundert in der Mehrheit der 
Einzelstaaten verankert gewesen, 1924 fand die 
letzte  Wahl  statt,  in  der  es  eine  Rolle  spielte 
(Aylsworth 1931). Auf der kommunalen Ebene 
gewähren andererseits immer mehr Staaten Aus-
ländern unter gewissen Bedingungen das Wahl-
recht. Für Deutschland ist dieser Weg mit der Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts von 
1990 versperrt worden. EU-Bürgern wurde das 
kommunale Wahlrecht in Vollzug des Maastrich-
ter Vertrages über eine Grundgesetz-Änderung 
1994 allerdings zuerkannt.
Volle Partizipation setzt auch volle Rechte 
voraus, andernfalls fi ndet sie nicht gleichberech-
tigt und auf gleicher Augenhöhe statt. Für den 
demokratischen Prozess ist dies unabdingbar. An-
dernfalls tendiert er zur Vernachlässigung und 
zur Ausgrenzung von Einwanderern ohne Staats-
angehörigkeit, vor allem wenn sie in großen iden-
tifi zierbaren Gruppen auftreten, in Gesellschaft 
und Wirtschaft keinen gleichberechtigten Status 
haben und als kulturell abweichend gelten, unab-
hängig davon, ob und inwieweit dies zutrifft oder 
nicht. Es entsteht dann – ähnlich wie vor 1966 in 
den amerikanischen Südstaaten – für Politiker die 
Versuchung, auf Kosten der nicht artikulations- 
und durchsetzungsfähigen Minderheit Politik zu 
machen: „Playing the race card“ hieß dies im 
amerikanischen Süden. Politik wird in diesem 
Fall blockiert, die Reformfähigkeit des Landes 
 herabgesetzt und ein Teufelskreis von Ausgren-
zung und Negativdiskurs freigesetzt, der schwer 
zu durchbrechen ist (zur Entwicklung in euro-
päischen Ländern dazu Thränhardt 1993 und 
Thränhardt 2008).
All dies wäre kein größeres Problem, wenn es 
um kleine Gruppen ginge, die nicht stabil im 
Lande leben. Im Fall Deutschlands umfasst die 
Gruppe der „Ausländer“ aber etwa sieben Millio-
nen Menschen (Eine verlässliche Zahl werden wir 
erst nach der nächsten Volkszählung kennen. Zur 
Zeit müssen wir bei Vergleichen und Analysen 
mit der Fortschreibungs-Zahl von 7,3 Millionen 
arbeiten, obwohl wir nach dem Datenabgleich 
des Statistischen Bundesamtes wissen, dass nur 
etwa 6,7 Millionen Ausländer in Deutschland le-
ben. Die Diskrepanz entsteht im Wesentlichen 
durch Nichtabmeldungen von wegziehenden 
Personen, andererseits ist mit einer ähnlich groß-
en Zahl nichtregistrierter „Illegaler“ zu rechnen.). 
Die Menschen mit nichtdeutscher Staatsan-
gehörigkeit in Deutschland haben spezielle Cha-
rakteristika, die in der öffentlichen Perzeption 
überspitzt wahrgenommen werden. Ausländer 
sind überwiegend in der Industrie tätig, und zwar 
hauptsächlich in ungelernten und angelernten 
Tätigkeiten. Ihr Verdienst liegt im Schnitt etwas 
unterhalb der Durchschnittseinkommen, wenn 
auch auf der Höhe der sozialversicherungspfl ich-
tigen Arbeitnehmer. Ihre Arbeitslosigkeit ist dop-
pelt so hoch wie die der Deutschen (und im We-
sten etwa so hoch wie die Deutscher in Ost-
deutschland), die Bildungsabschlüsse der Kinder 
ausländischer Herkunft liegen unterhalb der der 
Kinder deutscher Herkunft. Insbesondere auslän-
dische Frauen sind vielfach in tarifl ich nicht ab-
gesicherten Arbeitsverhältnissen tätig. Die auslän-
dische Bevölkerung lebt schwerpunktmäßig in 
den strukturstarken westdeutschen Städten und 
Stadtregionen, dort allerdings vielfach in den 
Stadtteilen mit geringerer Lebensqualität. Für das 
Ruhrgebiet ist im einzelnen gezeigt worden, dass 
die Stadtteilstrukturen seit hundert Jahren große 





schwachen Stadtteilen heute in großem Maße Zu-
wanderungsbevölkerung lebt, die tendenziell ak-
tiver und dynamischer ist als die dort lebende 
einheimische Bevölkerung (Strohmeier 2006). 
Ähnliches gilt für andere Stadtregionen. 
Die populären Stereotype über Zuwanderer 
überzeichnen diese tatsächliche soziale Lage und 
spitzen sie auf ein defi zitäres Bild zu. Dies betraf 
in der Zeit der Anwerbung die „Gastarbeiter“, in 
den achtziger Jahren die „Ausländer“ und die 
„Türken“ und seit 2001 verstärkt die Muslime. 
Geringen Einbürgerungsraten entsprechen dabei 
geringe Anteile an den politischen Eliten – im Ge-
gensatz etwa zu den Niederlanden, wo etwa zehn 
Prozent der Parlamentsabgeordneten einen Ein-
wanderungshintergrund haben (im Vergleich zu 
Frankreich, wo kein einziger Abgeordneter einen 
nordafrikanischen Einwanderungshintergrund 
hat, ist die Zahl in Deutschland allerdings relativ 
hoch).
Dies macht Ausländer und Einwanderung in 
der Politik und in den Medien zu einem kontro-
versen und sensiblen Thema. Solange sieben Mil-
lionen Zuwanderer kein Wahlrecht haben und 
sich nicht am politischen Prozess beteiligen, ist 
dieser einer Schiefl age ausgesetzt und es wird im-
mer wieder Versuchungen geben, sich auf Kosten 
und gegen Einwanderer-Gruppen zu profi lieren. 
Von daher ist das politische System erst dann voll 
funktionsfähig, wenn die Identität zwischen stän-
diger Bevölkerung und Staatsbürgerschaft wieder-
hergestellt ist.
In der deutschen öffentlichen Debatte wer-
den die großen Einbürgerungserfolge anderer 
Staaten vielfach kaum wahrgenommen, insbe-
sondere die mit einer offenen Einbürgerungs-
praxis verbundenen stärkeren Bindungen und 
 Zugehörigkeitsgefühle für das Einwanderungsland, 
wie sie beispielsweise für Schweden und Kanada 
typisch sind. Rezipiert werden eher Krawalle, Pro-
bleme und Ausgrenzungen. Insbesondere gilt das 
für die in vielen westlichen Ländern festzustel-
lende ausgrenzende Haltung gegenüber mosle-
mischen Einwanderergruppen, die in den im Jahr 
2006 in Hessen und Baden-Württemberg vorge-
legten Testfragen zum Ausdruck kamen und in so 
eklatantem Gegensatz zu der Öffnung der mehr-
fachen Staatsbürgerschaft gegenüber den EU-
Ländern und der Schweiz stehen. Im Richtli-
nienumsetzungsgesetz von 2007 sind Modifi ka-
tio nen vorgenommen worden, die auf diesen Dis-
kussionen beruhen, aber von universalis ti schen 
Verfassungsprinzipien getragen sind. Insbeson-
dere wurde die Überprüfung der Deutschkennt-
nisse bundeseinheitlich geregelt, Einbürgerungs-
kurse eingeführt und die Kenntnis der Verfas-
sungsprinzipien und die Orientierung zur Bedin-
gung der Einbürgerung gemacht. Ferner wurden 
erhöhte Anforderungen an Jugendliche gestellt. 
Sie müssen sich entweder selbst unterhalten kön-
nen oder in Bildungs- bzw. Ausbildungsverhält-
nissen stehen (vgl. im Einzelnen Die Beauftragte 
der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration 2007, 208 ff). All diese Verände-
rungen sind als solche nicht problematisch. Der 
Diskurs spiegelt aber insgesamt eine Abwehr hal-
tung gegenüber moslemischen Einwanderern wi-
der, die nicht durch Öffnungsbemühungen er-
gänzt wird. Einbürgerung ist etwa bei den Inte-




Geht man davon aus, dass in der gesamten Bun-
desrepublik gleiche rechtliche Regelungen gelten 
und nach Artikel 3 des Grundgesetzes „alle Men-
schen … vor dem Gesetz gleich“ sind, so überra-
schen die gravierenden Unterschiede der Einbür-
gerungsraten zwischen den Bundesländern und 
den Kommunen. Dies ist schon in den Untersu-
chungen für die neunziger Jahre festgestellt wor-
den (Hagedorn 2001; Bultmann 1999; Dornis 
2001). Es gilt auch für Deutschland heute.
Wie aus den folgenden Schaubildern ersicht-
lich wird, ist im jeweils einbürgerungsstärksten 
3.  Diskrepanzen zwischen den Einbürgerungsraten der 
 Bundesländer und Kommunen
Bundesland die Einbürgerungsrate zwei bis drei 
Mal so hoch wie im einbürgerungsschwächsten 
Bundesland. Während in den neunziger Jahren 
zunächst Berlin und später Hamburg die Tabelle 
anführten, war es in den letzten Jahren Schles-
wig-Holstein. Auf der anderen Seite waren die 
Einbürgerungsraten 2002–2005 in Bayern immer 
am niedrigsten, nur im Jahr 2006 wurde Bayern 
geringfügig von Baden-Württemberg unterboten. 
Im Jahr 2006 betrug die Einbürgerungsrate in 
Schleswig-Holstein 2,85%, in Baden-Württem-
berg dagegen nur 1,12% (alte Bundesländer).
 
Schaubild 7
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Einbürgerungsraten der Bundesländer 2002 (in Prozent) 
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Schaubild 9
Einbürgerungsraten der Bundesländer 2003 (in Prozent)








































Einbürgerungsraten der Bundesländer 2004 (in Prozent)
 







































Einbürgerungsraten der Bundesländer 2005 (in Prozent)









































Einbürgerungsraten der Bundesländer 2006 (in Prozent) 
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Berlin
Die ostdeutschen Länder haben wegen der ab-
weichenden Zusammensetzung ihrer Zuwan-
derungsbevölkerung niedrigere Einbürgerungsra-
ten, Grund ist die kürzere Anwesenheitszeit ihrer 
Zuwanderer. Auch hier zeigt sich aber eine erheb-
liche Diskrepanz zwischen den Bundesländern. 
Wurden im Jahr 2006 in Sachsen-Anhalt 1,37% 
aller Ausländer eingebürgert, so waren es in Bran-
denburg im selben Jahr nur 0,49%. In den Jahren 
2002–2005 war jeweils Sachsen das Schlusslicht. 
Zwischen den Bundesländern in Ostdeutschland 
sind die Unterschiede also ähnlich groß wie zwi-
schen den westdeutschen Bundesländern. All dies 
spielt sich – wie im ersten Kapitel gezeigt – auf 
einem im internationalen Vergleich ohnehin sehr 
niedrigen Niveau ab.
Untersucht man die kommunale Ebene, so 
bestehen hier noch größere Diskrepanzen, die zu 
denen zwischen den Bundesländern hinzukom-
men. Auch dies ist schon für die neunziger Jahre 
gezeigt worden. 1996 bewegten sich die Einbür-
gerungsraten der türkischen Staatsangehörigen 
in den Kreisen und Städten Nordrhein-Westfalens 
zwischen 2,7% und 0,0% (Thränhardt 1999: 54). 
Für das Jahr 2005 sind gravierende Differenzen 
für Rheinland-Pfalz berechnet worden: An der 
Spitze liegt der Kreis Mayen-Koblenz mit 2,99% 
Eingebürgerten (das kam dem Durchschnitt in 
Schleswig-Holstein von 2,73% nahe), am Ende 
der Kreis Kusel mit 0,57% (das war ungefähr die 
Hälfte des Durchschnitts in Bayern). In den an-
deren Bundesländern fi nden sich vergleichbare 
Diskrepanzen.
In anderen Ländern fi ndet man ähnliche 
Unterschiede. Dies gilt sogar für Frankreich, wo 
der Grundgedanke der republikanischen Gleich-
heit, der Uniformität der Verwaltung und ihrer 
zentralen Steuerung vorherrschend ist. Auch hier 
fi nden wir extreme Unterschiede, und zwar wie 
in Deutschland zwischen allen Ebenen: den Re-
gionen, den Departments und auch zwischen den 
Amtsgerichten, in denen die Einbürgerung voll-
zogen wird. Die Unterschiede kommen den deut-
schen Diskrepanzen nahe. Es ergibt sich keine 
strukturelle Erklärung, die auf objektive Faktoren 
wie Einwohnerdichte, Anteil der Migranten, Her-





Einbürgerungsraten der Kreise und Städte von Rheinland-Pfalz 2005 (in Prozent)
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Schaubild 14 macht dies am Beispiel von Rhein-
land-Pfalz klar. Hier sind die Ausländerdichte und 
die Einbürgerungsrate in den Kreisen und Städten 
in Beziehung gesetzt. Ebenso wie in der Untersu-
chung zu Nordhein-Westfalen ergibt sich eine et-
was höhere Rate in den kreisfreien Städten im 
Vergleich zu den Landkreisen, aber die Unter-
schiede innerhalb beider Gruppen sind gravie-
rend und sozialstrukturell nicht erklärbar.
Für die Betroffenen sind die Auswirkungen 
gleichwohl extrem relevant. Sie entscheiden über 
Schicksale und lösen gleichzeitig positive oder 
negative Wirkungen aus, die sich über soziale Er-
fahrungen und Netzwerke verstärken. Wie all dies 








Korrelation von Ausländeranteilen und Einbürgerungsraten in den Kreisen und Städten von 
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Die großen Diskrepanzen bei der Implementa tion 
des Gesetzes lassen sich mit vier Faktorenbündeln 
erklären: 
• Administrativ mit der Länge der Verfahren, der 
Behördenorganisation und Quantität und 
Qualität des eingesetzten Personals,
• der Bindung des Verfahrens an Rechtsakte an-
derer Staaten, was die Antragssteller von die-
sen Staaten abhängig, zahlungspfl ichtig und 
im Extremfall erpressbar macht,
• zielgerichteter Politik und Informationsge-
bung, die auch das Behördenklima und die 
Einstellung der Beamten beeinfl ussen, und
• der Auslegung des Gesetzes in Bezug auf die 
Tolerierung bei der Beibehaltung der früheren 
Staatsangehörigkeit(en).
4.1.  Länge der Verfahren, Antragsstaus   
 und Personaleinsatz
Aus einer früheren Untersuchung liegen uns Da-
ten von 1997 aus Nordrhein-Westfalen vor, in de-
nen die Kreise und Städte angaben, wie lange Ein-
bürgerungsverfahren dauerten. Dabei ergab sich 
eine erstaunliche Unterschiedlichkeit. In der Stadt 
Gelsenkirchen dauerten die Verfahren in eigener 
Zuständigkeit (§ 85 des damaligen Gesetzes) 2–4 
Wochen und bei 822 von 867 beantragten Fällen 
wurde in dieser Frist eine Einbürgerungszusiche-
rung gegeben, also eine Erfolgsrate von 94,8%. 
Im Kreis Coesfeld, dem anderen Extrem, dauerten 
die Verfahren 12–24 Monate und es wurde in 42 
von 119 Verfahren eine Einbürgerungszusiche-
rung gegeben, eine Erfolgsrate von nur 35,3%. 
Interessant ist dabei, dass sich der Antragsstau 
nicht bei der mit vielen Fällen belasteten Behörde 
ergab, sondern bei der Kreisbehörde mit sehr we-
nigen Fällen. Die Bearbeitungszeiten hingen von 
der Quantität und Qualität des eingesetzten Per-
sonals und von der Behördenorganisation ab. Bei 
vergleichbaren Antragszahlen gab es extreme Un-
terschiede zwischen Großstädten ebenso wie zwi-
schen Kreisen (für entsprechende Diskrepanzen 
in Frankreich vgl. Hagedorn 2001: 74).
Weit verbreitet sind Berichte über Antrags-
staus. So wurde für Berlin 1998 ein Antragsstau 
von 40.000 Anträgen registriert. Er hält bis heute 
an und lag immer bei über 30.000 Anträgen, was 
eine entsprechende Verlängerung der Verfahren 
bedeutete. Die damalige Berliner Ausländerbeauf-
tragte Barbara John hatte schon 1982 eine Ein-
bürgerungskampagne gestartet, mit Terminen für 
Sammel-Antragstellungen und einem Werbefi lm, 
der kostenlos in den Berliner Videotheken verlie-
hen wurde. Daraufhin ergab sich eine rasche Er-
höhung der Einbürgerungszahlen und Antrag-
stellungen, die nach 1991/92 noch weiter zu-
nahm, als das Einbürgerungsrecht novelliert wor-
den war. 1992 wurde jedoch das Verfahren an die 
Berliner Bezirke abgegeben, und zwar an die Stan-
desämter, und es entstand der große Antragsstau. 
Die Bezirke setzten zu wenig Personal ein und die 
Standesämter waren mit den Vorgängen zunächst 
wenig vertraut und mussten jeweils die Akten der 
Ausländerbehörde konsultieren.
Zuständig für die Einbürgerung sind in den 
Kommunen sehr unterschiedliche Behörden: un-
ter anderem Standesämter, Ausländerbehörden 
und Einwohnermeldeämter. Da die Ausländer-
äm ter ohnehin die entsprechenden Akten füh-
ren, scheint es am sinnvollsten zu sein, sie zu-
ständig zu machen. Ein ausreichender Einsatz 
kompetenten Personals ist ein weiteres Erforder-
nis, das offensichtlich keineswegs immer gewähr-
leistet ist. 
Die Länge der Verfahren hat große Bedeu-
tung für die Motivation zur Antragstellung. Müs-
sen die potenziellen Antragsteller davon ausge-
hen, dass sie mehrere Jahre in der Schwebe zwi-
schen ihrer alten und der deutschen Staatsange-
hörigkeit bleiben und – wie es vielfach Praxis ist 




– sowohl bei der Antragstellung wie vor der Ein-
bürgerung Verdienstbescheinigungen und andere 
Dokumente vorlegen müssen, so hat dies ab-
schreckende Effekte. Dies gilt insbesondere für 
Jugendliche, die sich in ihren formativen Jahren 
sehr lange hingehalten fühlen müssen. Werden 
andererseits die Anträge rasch und in einer guten 
Atmosphäre bearbeitet, so entstehen positive An-
schlusseffekte und eine erfolgreiche Einbürgerung 
zieht andere nach sich. 
Sehr unterschiedlich zwischen den Bundes-
ländern ist auch die Praxis der Genehmigungsvor-
behalte der Landesregierungen gegenüber ihren 
Kommunen. Baden-Württemberg „befasst sich 
nur ausnahmsweise mit Einzelfällen“, etwa bei 
Erkenntnissen über verfassungsfeindliche Bestre-
bungen. Niedersachsen beschränkt sich auf die 
Verkürzung der erforderlichen Aufenthaltsdauer 
auf sechs Jahre. In Brandenburg dagegen ist „das 
Ministerium des Innern für sämtliche Einbürge-
rungen nach den § 8, 9, 10, 13 und 14 StAG zu-
ständig“. Thüringen behält sich die Zustimmung 
bei Fragen von grundsätzlicher Bedeutung, bei 
 sicherheitsrelevanten Aspekten, bei Hinnahmen 
von Mehrstaatlichkeit in besonderen Fällen, u. a. 
bei der Einbürgerung von Spitzensportlern vor 
(Umfrage bei den Innenministerien). Berlin be-
hält sich die Zustimmung bei allen Fällen von 
Dop pel-Staatsangehörigkeit vor, Mecklenburg-Vor-
pommern dagegen lässt bei den fünf wichtigsten 
Kategorien von Doppel-Staatsangehörigkeit die 
kommunale Ebene entscheiden. Bayern hat ein 
dreistufi ges System der Entscheidung auf den 
Ebenen Kommunen, Regierungsbezirke und In-
nenministerium. In Hessen gibt es drei Einbürge-
rungsbehörden bei den Regierungspräsidien, in 
Nordrhein-Westfalen 101 bei den Kommunen. 
Einige Länder bereiten Informationskampagnen 
vor, andere halten das für unnötig. Das Baye-
rische Innenministerium teilt mir dazu auf Anfra-
ge mit: „Der Freistaat Bayern sieht derzeit keine 
Notwendigkeit, Ausländer zusätzlich über die 
Einbürgerungsmöglichkeiten aufzuklären bzw. zu 
informieren. Ausländer werden in aller Regel her-
vorragend durch ihre hier tätigen heimatsprach-
lichen Medien und Institutionen über ihre Mög-
lichkeiten nach dem Ausländer- und Staatsan-
gehörigkeitsrecht informiert.“ (Schreiben vom 
22
16.1.2008). Dieses geringe Interesse steht in ei-
nem augenfälligen Kontrast zu dem Eifer, mit 
dem Eingebürgerte aus der Türkei in den Wochen 
vor der Bundestagswahl 2005 behandelt wurden. 
Mehrere Bundesländer schrieben damals alle Ein-
gebürgerten mit der Frage an, ob sie sich in der 
Türkei rückeingebürgert hätten.
Eine besonders „ärgerliche Verwaltungspra-
xis“ (Marx 2007: 36) ist die regelmäßige Einlei-
tung eines Widerrufsverfahrens durch das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge, wenn an-
erkannte politische Flüchtlinge einen Einbürge-
rungsantrag stellen. Dies ist zunächst unnötig, 
denn bei Einbürgerung läuft das Verfahren leer. 
Es ist vor allem aber abschreckend gegenüber Ein-
bürgerungswilligen und widerspricht damit dem 
Willen des Gesetzgebers, der Einbürgerungsbe-
rechtigten den Weg zur Einbürgerung frei ma-
chen wollte. 
Für die Länge der Verfahren gibt es in der 
deutschen Praxis keine Grenze. Damit unterschei-
det sich Deutschland stark von Frankreich, wo im 
Optionsverfahren für Jugendliche ein Limit von 
einem halben Jahr vorgesehen ist. Hat die Behör-
de dann nicht entschieden, so ist der Jugendliche 
eingebürgert (Hagedorn 2001).
4.2. Die Bindung des Verfahrens an   
 Rechtsakte anderer Staaten mit   
 der Folge der Verzögerung, 
 Abhängigkeit, Zahlungspfl icht und   
 Erpressbarkeit der Antragsteller
Das deutsche Verfahren zum Ausschluss mehr-
facher Staatsangehörigkeit verlangt im Allgemei-
nen den schriftlichen Nachweis der Entlassung 
aus der alten Staatsangehörigkeit bzw. den alten 
Staatsangehörigkeiten. Der Antragsteller bekommt 
nach Prüfung seines Antrags zunächst eine Ein-
bürgungszusicherung. Er muss sich dann an sei-
nen Herkunftsstaat oder seine Herkunftsstaaten 
wenden, dort einen Antrag bzw. Anträge auf Ent-
lassung stellen, die entsprechenden Gebühren 
zahlen und die Bedingungen des Heimatlandes 
erfüllen. Der Antragsteller wird damit paradoxer-
weise in einer Phase, in der er sich Deutschland 




kunftslandes verwiesen. Sehr zutreffend be-
schreibt das Innenministerium von Mecklenburg-
Vorpommern die Lage: „Auf die Dauer dieser Ent-
lassungs- oder Verzichtsverfahren haben deutsche 
Behörden keinen Einfl uss. Diese Verfahren kön-
nen mehrere Monate oder auch Jahre dauern.“ 
(Brief an den Autor, 21.12.2007).
 Dieses Verfahren unterscheidet sich 
grundlegend von der Praxis anderer Staaten. In 
Frankreich bekommt der Antragsteller einen 
schriftlichen Hinweis darauf, dass für etwaige 
Probleme bei mehrfacher Staatsangehörigkeit 
nicht  der  französische  Staat,  sondern  der  An-
tragsteller selbst verantwortlich ist. In den USA ist 
ein feierlicher Eid zu schwören, in dem der An-
tragsteller allen Bindungen und Loyalitäten ge-
genüber anderen Staaten abschwört (vgl. Anhang 
2). Wie er das tut, ist ihm vollkommen selbst 
überlassen. In Schweden erhalten Ausländer nach 
fünfjähriger legaler Anwesenheit eine Postkarte 
mit der Information, dass sie jetzt die Staatsange-
hörigkeit beantragen können. In Ländern wie Ja-
pan und den Niederlanden, die mehrfache Staats-
angehörigkeit nicht bzw. nicht mehr tolerieren, 
werden die Einbürgerungswilligen verpfl ichtet, 
ihre alte Staatsangehörigkeit innerhalb einer be-
stimmten Frist abzulegen. In den Niederlanden 
sind diese drei Jahre. Während der Übergangszeit 
haben sie beide Staatsangehörigkeiten und fal-
len nicht in eine Situation der Staatenlosigkeit 
hinein.
 Je nach Herkunftsstaat kann dieses Ver-
fahren zu hohen Gebühren, langen Verzöge-
rungen, Schmiergeld-Forderungen (Wunderlich 
2005), Erpressbarkeit durch Geheimdienste oder 
repressive Staatsorgane oder sogar negativen Kon-
sequenzen für Verwandte im Herkunftsland füh-
ren. Vor der Kündigung des Abkommens mit dem 
Iran verlangte dieser beispielsweise von Frauen 
Passbilder mit Kopftuch und von allen Antrag-
stellern ein Bekenntnis zum Islam. Der Beweis 
des Vollzugs der Abgabe der alten Staatsangehö-
rigkeit dürfte durch die Nachteile des Verfahrens 
weit übertroffen werden. Insbesondere macht es 
sowohl Entscheidungen des deutschen Staates 
wie die Betroffenen selbst von fremden Staaten 
abhängig, und das umso mehr, je repressiver die-
se Staaten sind. Wann das Ausmaß der Zumu-
tungen jeweils überschritten ist und wie viel Ver-
zögerung tolerabel ist, bleibt der Entscheidung 
der Einbürgerungsbehörden weitgehend überlas-
sen. Die Verwaltungsverordnung spricht von zwei 
Jahren. Das Bundesverwaltungsgericht hat in sei-
ner Entscheidung vom 3.5.2007 allerdings expli-
zit und aus gegebenem Anlass darauf hingewie-
sen, dass nur eine „bestechungsfreie“ Entlassung 
verlangt werden darf. Es ist schwierig – auch im 
Interesse guter Beziehungen, ein Land insgesamt 
als Bestechungsland zu qualifi zieren.
 Das geschilderte Verfahren beruht nicht 
auf einem Gesetz, sondern nur auf den Verwal-
tungsvorschriften zum Staatsangehörigkeitsrecht 
vom 13.12.2000 (StAR-VwV), die noch nicht an 
die neue Rechtslage angepasst sind. Die Verwal-
tungsvorschriften selbst sehen interessanterweise 
für den Fall, dass Staaten nicht ausbürgern, bevor 
ihre Staatsangehörigen in einem neuen Staat ein-
gebürgert sind, einen alternativen Weg vor: Die 
zeitweilige Hinnahme mehrfacher Staatsangehö-
rigkeit und die Verpfl ichtung des Antragstel-
lenden, die alte Staatsangehörigkeit anschließend 
abzulegen (§ 8.1.2.6.2). Im umgekehrten Fall, bei 
deutscher Ausbürgerung im Zusammenhang mit 
fremder Einbürgerungszusicherung sind sie sehr 
zurückhaltend. Geboren ist die singuläre deut-
sche Regelung aus dem Respekt vor dem Verfas-
sungsverbot der Entziehung der Staatsangehörig-
keit. Die seitherige Rechtssprechung des Bundes-
verfassungs- und Bundesverwaltungsgerichtes 
macht diese Bedenken jedoch gegenstandslos, bei 
Täuschung kann die Staatsangehörigkeit durch-
aus verlustig gehen.
 Wie inzwischen breit belegt ist, ist das 
Verfahren über die Einbürgerungszusicherung in 
vielen Fällen extrem unpraktikabel, abschreckend 
und integrationshemmend. Es zwingt Menschen, 
die mit der Regierung ihres ehemaligen Heimat-
staates nichts zu tun haben wollen, zu einem 
Kontakt. Ist die Staatsangehörigkeit unklar, wie 
beispielsweise vielfach im Fall der Nachfolge-
staaten des ehemaligen Jugoslawien, so ist ein Re-
gistrierungsverfahren nötig, das erst einen Kon-
takt zu einem der Nachfolgestaaten etabliert und 
sich noch länger hinziehen kann (Marx 2007: 
36). Die Landesregierung von Baden-Württem-





dass sie entsprechende Bescheinigungen der ser-
bischen Regierung vorlegen – eine Forderung, die 
das Bundesverwaltungsgericht allerdings zurück-
gewiesen hat (BVerwG 5C3.06, 3.5.2007). Dies ist 
deshalb besonders absurd, weil die Bundesre-
publik gleichzeitig mit großem Aufwand militä-
risch das Kosovo vor Serbien schützt und in die-
sem Zusammenhang zum ersten Mal in ihrer Ge-
schichte sogar aktive militärische Operationen 
unternommen hat.
Da die Ausbürgerungen in vielen Fällen sehr 
lange Zeit in Anspruch nehmen, geraten die Be-
troffenen auch in die Gefahr, staatenlos zu wer-
den, da die Einbürgerungsbehörden gehalten 
sind, die Voraussetzungen bei Gewährung der 
Einbürgerung erneut zu überprüfen. Dieser Zu-
sammenhang hat einen abschreckenden Charak-
ter und widerspricht auch den völkerrechtlichen 
Verpfl ichtungen der Bundesrepublik, Staatenlo-
sigkeit zu vermeiden
Auch fi nanziell ist das Verfahren problema-
tisch. Während sich der deutsche Staat auf eine 
Gebühr von 255 € bzw. 50 € für Jugendliche be-
schränkt, ist für die Ausbürgerung in vielen Fäl-
len ein Mehrfaches zu bezahlen. Bosnien bei-
spielsweise verlangt 1.331 € für eine Entlassung. 
Jordanien verlangt 6.000 $ für die Entlassung, 
wenn der Wehrdienst nicht geleistet worden ist. 
Für mehrere Länder liegen Berichte über erhebli-
che Schmiergeldforderungen vor. Angesichts des-
sen erscheint die Forderung der PDS-Fraktion im 
Deutschen Bundestag fehlplaziert, die geringen 
deutschen Gebühren ganz aufzuheben. Sie waren 
in der gegenwärtigen Höhe erst eingeführt wor-
den, um den Kommunen Kostendeckung zu ge-
ben und dadurch die Verfahren zu beschleuni-
gen. 
Insgesamt wäre also zu empfehlen, das Ver-
fahren über die Einbürgerungszusicherung aufzu-
geben und – soweit und solange dies für nötig 
gehalten wird – den Bewerber anschließend an 
die Einbürgerung gegenüber dem Staat der vorhe-
rigen Staatsangehörigkeit eine entsprechende Er-
klärung abgeben zu lassen. Die im Antrag der 
„Grünen“ (BT Drs. 1675107) vorgesehene Verbind-
lichkeit der Einbürgerungszusicherung über das 
ganze Verfahren hinweg ist deshalb kein ausrei-
chender Reformschritt.
4.3.  Politisierung von 
  Einbürgerungsentscheidungen  
Wie unter 4.1. erwähnt, hatte die Berliner Auslän-
derbeauftragte John schon 1982 mit Erfolg eine 
Einbürgerungsinitiative gestartet, die aber in Fol-
ge einer behördlichen Umorganisation ausge-
bremst wurde. 1996 begann der Hamburger Aus-
länderbeauftragte Apel, ein ehemaliger Senator 
der Hansestadt, eine Informationskampagne zur 
Einbürgerung, und zwar unter anderem in Zu-
sammenarbeit mit der Türkischen Gemeinde. Der 
Personaleinsatz in den Behörden wurde gesteigert 
und die rasche Bearbeitung der Fälle führte zu 
 positiven Anschlusseffekten (Hagedorn 2001a: 
106). Aber mit dem Wahlerfolg der xenophoben 
Schill-Liste 2001, der Aufnahme Schills in eine 
„Bürgerblock“-Koalition und der spektakulären 
Abschaffung des Amtes der Hamburger Auslän-
derbeauftragten wurde der Einbürgerung keine 
politische Priorität mehr zuerkannt. Hamburg 
verlor seine Spitzenposition, es liegt heute ebenso 
wie Berlin etwa in der Mitte der Einbürgerungs-
Tabelle. 
Seit 2002 ist Schleswig-Holstein das Land mit 
der höchsten Einbürgerungsrate. Auch diese Spit-
zenstellung hat Ursachen in einer aktiven Einbür-
gerungspolitik des Innenministers Stegner und sei-
ner unmittelbaren Vorgänger. Wie oben am Bei-
spiel von Rheinland-Pfalz gezeigt, gibt es unterhalb 
der Landesebene zwar ebenfalls eine große Varianz, 
aber die Länder, die die Einbürgerungspolitik in 
eigener Zuständigkeit betreiben (Rittstieg 1990: 
136), haben einen entscheidenden Einfl uss. Dies 
gilt insbesondere für das Ausmaß an Genehmi-
gungsvorbehalten, die sie in Anspruch nehmen 
– wiederum mit Auswirkungen auf die Dauer des 
Verfahrens.
Am Ende der Skala der westdeutschen Bun-
desländer lag über die Jahrzehnte regelmäßig der 
Freistaat Bayern. Hier ist eine konsequente Politik 
in Richtung Minimierung von Einbürgerung und 
insbesondere von mehrfacher Staatsangehörig-
keit zu erkennen, von politisch gewollten Einzel-
Einbürgerungen wie der von Dr. Otto Habsburg-
Lothringen oder von Sportstars abgesehen. Ände-
rungsbedarf wurde auch bei der extrem niedrigen 




gesehen. Der damalige Innenminister Beckstein 
äußerte dazu, das bisherige Einbürgerungsrecht 
habe sich bewährt. Bayern hob dementsprechend 
auch später als andere Bundesländer den Geneh-
migungsvorbehalt der Regierungspräsidien auf 
und äußerte sich negativ zur Idee einer Informa-
tionskampagne (Hagedorn 2001a: 104 f.). Diese 
Haltung hat sich in den Jahren der Kontroverse 
um das neue Einbürgerungsrecht weiter verstärkt 
und wird bis heute durchgehalten.
Die Untersuchung von Peter Bultmann (1999) 
über die Diskussionen in den „Staatsangehörig-
keitsreferentenbesprechungen“ zwischen den zu-
ständigen Referenten des Bundes und der Länder 
zeigen, dass die verschiedenen Bundesländer sehr 
unterschiedliche politische Ziele im Einbürge-
rungsbereich verfolgen. Bultmann unterscheidet 
anhand einer Auswertung der Stellungnahmen 
drei Gruppen von Ländern: eine Gruppe mit 
nied rigen, eine Gruppe mit mittleren und eine 
Gruppe mit höheren Einbürgerungszahlen. Er 
kann diese Werte mit den Stellungnahmen bei 
den Referentenbesprechungen in Beziehung set-
zen und es zeigt sich eine hohe Übereinstimmung 
(Bultmann 1999: 91, 167). In seiner Kategorisie-
rung der einzelnen Stellungnahmen ordnet er zu-
dem eine beträchtliche Zahl der Positionierun gen 
aus Bayern und Baden-Württemberg der Katego-
rie „autoritäre“ Statements zu. Sie stellen ohne 
Rücksicht auf den Einzelfall auf die Durchsetzung 
der Staatsautorität ab (169 ff.) und stehen in ei-
nem starken Spannungsverhältnis zu dem in der 
Einleitung zitierten Leitsatz des Bundesverfas-
sungsgerichts. Gleichwohl lässt sich – wie unsere 
Schaubilder zeigen – die Einbürgerungsrate nicht 
einfach auf die parteipolitische Zusammenset-
zung der Landesregierungen reduzieren, sondern 
es gibt offensichtlich innerhalb der jeweiligen Par-
teien und Verwaltungen eine hohe Komple xität. 
Im Einzelnen zeigen sich in den Protokollen 
erstaunliche Positionen. So wurde damals Antrag-
stellern aufgetragen, sich an die afghanischen 
Taliban-Behörden zu wenden, obwohl diese kei-
ne arbeitende Verwaltung unterhielten und die 
Verwandten der Antragsteller Gefahr liefen, ver-
folgt zu werden (Bultmann 1999: 128). Auch für 
Polizei-Anwärter wird eine erleichterte Einbürge-
rung abgelehnt, da „es keine Nachwuchsproble-
me bei der Polizei“ gebe (131). Bultmann zieht 
insgesamt folgenden Schluss: „Einige Bundeslän-
der scheinen die Einbürgerung als mögliche Inte-
grationsmittel zu verstehen. Andere betrachten 
die Einbürgerung als notwendiges Übel, das nun 
einmal gesetzlich vorgeschrieben ist, in Wirklich-
keit aber die Volksgemeinschaft aufl öst und zer-
stört“ (202). Dementsprechend werden von den 
beiden süddeutschen Ländern auch konsequent 
Tolerierungen mehrfacher Staatsangehörigkeit ab-
gelehnt, die sich aus dem Gesetz ergeben. Antrag-
steller werden vielfach auf den Klageweg verwie-
sen, so etwa lange Zeit griechische Antragsteller. 
Während über Einbürgerungsfragen in 
früheren Jahrzehnten eher administrativ entschie-
den wurde, ist sie im Jahr 2006 extrem politisiert 
worden. Das Land Baden-Württemberg gab sei-
nen Ausländerbehörden einen Gesprächsleitfa-
den für Muslime vor, mit dem diese Gruppe be-
sonders getestet werden sollte. Unter anderem 
wurde dabei eine positiv-tolerante Einstellung 
zur Homosexualität gefordert – pikant deswegen, 
weil am 1. Februar 2006 der baden-württember-
gische Minister Renner wegen einer aktiv vertre-
tenen eben solchen toleranten Einstellung nach 
einem Streit mit dem Bischof von Rottenburg-
Stuttgart zurücktreten musste. Es dürfte mit die-
ser restriktiven Weisung zusammenhängen, dass 
– im Gegensatz zum Bundestrend – zwischen 
2005 und 2006 die Einbürgerungsrate in Baden-
Württemberg zurückging und das Land 2006 erst-
mals die niedrigste Einbürgerungsrate unter den 
westdeutschen Bundesländern hatte, noch un-
terhalb von Bayern.
4.4. Gesetzesinterpretation und Toleranz   
 gegenüber der Beibehaltung der   
 früheren Staatsangehörigkeit(en)
Zwischen den Gebietskörperschaften bestehen 
große Unterschiede in Bezug auf die Toleranz ge-
genüber der Aufrechterhaltung weiterer Staatsan-
gehörigkeiten. Während beispielsweise Bayern 
daran festhält, möglichst keine Aufrechterhal-
tungen früherer Staatsangehörigkeit anzuerken-
nen, sind andere Gebietskörperschaften offener. 





innerhalb von Rheinland-Pfalz führend in der Ein-
bürgerung ist, drei Viertel aller Antragsteller unter 
Beibehaltung einer früheren Staatsangehörigkeit 
eingebürgert. In Rheinland-Pfalz insgesamt be-
trug die Quote 2005 46,5% und 2006 55,0%. In 
Bayern dagegen werden mehrfache Staatsange-
hörigkeiten traditionell nur in Ausnahmefällen 
toleriert, die Staatsregierung ließ es auch in relativ 
klaren Fällen wie bei griechischen Antragstellern 
auf Verwaltungsgerichtsverfahren ankommen. 
Gleichwohl ist auch in Bayern der Prozentsatz der 
Einbürgerungen unter Beibehaltung der bisherigen 
Staatsangehörigkeit gestiegen (Schaubild 15).
In Baden-Württemberg betrug die Mehrstaat-
lerquote in den Jahren 2000 und 2001 46%, sie 
sank im Jahr 2003 auf 26% ab und stieg dann im 
Jahr 2005 wieder auf 36%. In Bremen lag sie im 
Jahr 2006 bei 48%. In Brandenburg stieg die 
Mehr staaterquote kontinuierlich von 24,1 % im 
Jahr 2002 auf 54,3% im Jahr 2005 an und sank im 
Jahr 2006 mit 50,0% etwas ab. In Thüringen ver-
lief die Entwicklung ähnlich: Die Quote stieg von 
21,8% im Jahr 2000 auf 46,5% im Jahr 2006 an. 
In Niedersachsen dagegen lag sie mit 52,6% 2004, 
52,2% 2005 und 52,3% 2006 immer auf dem-
selben Niveau. In Hessen wurden im Jahr 2006 
7005 Ausländer unter Hinnahme von Mehrstaat-
lich keit eingebürgert, das waren 52,4% aller Ein-
bürgerungen. Für Mecklenburg-Vorpommern er-
folg ten 2006 269 Einbürgerungen unter Hinnahme 
von Mehrstaatlichkeit, was einen Prozentanteil 
von 49,8 % ausmacht (Daten aus einer Umfrage 
bei den Innenministerien bzw. Angaben der Sta-
tistischen Landesämter). 
Insgesamt ergibt sich also ein sehr uneinheit-
liches Bild der Rechtsanwendung. Dabei geht es 
nicht nur um Einzelfälle wie den eines Einbürge-
rungsbewerbers in Bayern, der seine kroatische 
Staatsangehörigkeit abgegeben hatte und für die 
Abgabe seiner weiteren bosnischen Staatsange-
hörigkeit noch einmal 1.311 € bezahlen sollte – 
ein Betrag, der über der Grenze nach Verwal-
tungsvorschrift § 87.1.2.3.2. lag, von der baye-
rischen Staatsregierung aber für zumutbar gehal-
ten wurde, weil er in zwei Raten zahlbar war 
(www.frag-einen-anwalt.de, 19.12.2007). Im Ge-
genteil: die Rechtsanwendung ist abhängig von 
unterschiedlichen politischen und administra-
tiven Vorgaben und reicht von einer großzügigen 
Anwendung bis zu einer systematischen Verkür-
zung. Klar ist aber schon hier – wie später noch 
breiter zu entwickeln ist – ein Zusammenhang 
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In der Literatur und der öffentlichen Diskussion 
wird vielfach davon ausgegangen, dass Einbürge-
rung ein bewusster Schritt zur Integration und 
Identifi kation mit dem neuen Land sei (vgl. z. B. 
Leibold 2006). Im öffentlichen Diskurs ist allen-
falls umstritten, ob Einbürgerung die Krönung 
einer Integrationskarriere sein solle oder ein we-
sentlicher Schritt auf dem Weg dahin. Die Formu-
lierung des amerikanischen Eides bei der Einbür-
gerung (siehe Anhang) macht die Identifi kations-
erwartungen mit dem Einwanderungsland beson-
ders deutlich. Die für Deutschland vorgesehene 
Erklärung ist zwar nicht so weitgehend, bewegt 
sich aber in dieselbe Richtung. 
Die Interviews mit Menschen, die sich in 
Deutschland einbürgern lassen, zeigen allerdings 
ein sehr viel diffuseres Bild der Motive für die Ein-
bürgerung. Gleiches gilt für die Daten für Ein-
wanderungsgruppen, über die wir verfügen. So-
weit Fragen an Einbürgungswillige gestellt wer-
den, die sich auf Identität beziehen, stehen ent-
sprechende Probleme durchaus im Vordergrund 
(Topçu 2007). Geht man dagegen zu offenen Fra-
gen über, so wird deutlich, dass für die realen Ent-
scheidungen häufi g eher instrumentelle Gründe 
vorwiegen. Die jüdischen Einwanderer aus der 
 ehe maligen Sowjetunion fühlen sich in ihrer 
 großen Mehrheit nicht als „Teil der deutschen 
Gesellschaft“, streben jedoch ebenfalls in ihrer 
großen  Mehrheit  die  Einbürgerung  an  (Kissau 
2008: 128 ff.).
Ein breit angesprochenes Thema ist die Rei-
sefreiheit, über die man mit einem deutschen 
Pass verfügt, im Unterschied etwa zu einem tür-
kischen oder marokkanischen (Interviews in 
Prümm 2004: 260 ff.; Wunderlich 2005: 101 ff.). 
Vielfach wird beschrieben, wie lästig es ist, mit 
einem Nicht-EU-Pass immer wieder um ein Vi-
sum nachsuchen zu müssen. Dieses Motiv gilt 
nicht nur für Zuwanderer in Deutschland, son-
dern es ist auch für Israelis deutscher Herkunft 
ein zentrales Motiv, einen deutschen Pass zu be-
antragen. Dieser Pass öffnet nicht nur freie Reise- 
und Arbeitsmöglichkeiten in der EU, sondern 
auch die visumsfreie Einreise in die USA und viele 
andere Länder. Gerade dieses Beispiel macht aber 
deutlich, dass auch zunächst sehr instrumentelle 
Motivationen nicht völlig ohne Auswirkungen 
auf identifi katorische Momente bleiben.
Ein viel genannter zweiter Grund für die Ein-
bürgerung ist die Aufenthaltssicherheit bei lang-
fristigen Auslandsaufenthalten, sei es im Her-
kunftsland oder in dritten Ländern. Ein Beispiel 
ist der Wunsch einer jungen Frau türkischer Her-
kunft, Geburt und erste Monate ihres Kindes bei 
ihrer eigenen Mutter in der Türkei zu verbringen 
und anschließend wieder nach Deutschland zu-
rückkehren zu können (Prümm 2004). Dem ent-
spricht die Tatsache, dass Christen aus der Süd-
osttürkei nur dann dorthin zurückkehren und ihr 
Eigentum zurückfordern können, wenn sie im 
Besitz von zwei Pässen sind und damit persön-
liche Sicherheit aus Deutschland mitbringen und 
zugleich die Rechte eines türkischen Staatsange-
hörigen haben. Ein anderer oft genannter Grund 
ist der ständige Aufwand bei der Beantragung des 
türkischen Passes und der deutschen Aufenthalts-
papiere. Fragen der Wehrpfl icht spielen ebenfalls 
eine wichtige Rolle, entweder in Bezug auf die 
Vermeidung der türkischen Wehrpfl icht (Prümm 
261, Wunderlich 101 ff.) oder die Ableistung der 
verkürzten türkischen Wehrpfl icht plus einer ho-
hen Transferzahlung an den türkischen Staat, um 
einen Arbeitsplatz in Deutschland nicht zu verlie-
ren. Die Approbation als Arzt, die die deutsche 
oder eine EU-Staatsangehörigkeit voraussetzt, ist 
ein weiteres Motiv (Prümm 2004: 247). Auch Be-
amter kann man im Allgemeinen nur als Deut-
scher werden. In Bezug auf Diskriminierung argu-
mentieren die Befragten unterschiedlich: einer-
seits in der Weise, dass Diskriminierung weiterge-
he, auch wenn man eingebürgert sei, andererseits 





auch in der Hoffnung auf eine Verringerung der 
Diskriminierung und auf mehr Anerkennung. 
Eine Variante ist der Wunsch, sich stärker durch-
setzen zu können, interessanterweise in Hinsicht 
auf die Akzeptanz des türkischen Namens und 
seiner Schreibweise (Prümm 225).
Ein Motiv, das man sowohl instrumentell als 
auch identitär interpretieren kann, ist die verbrei-
tete Klage über Korruption, Willkür oder Durch-
einander bei Behörden bestimmter Herkunftslän-
der. Hier kommt einmal der Wunsch zum Aus-
druck, nach den in Deutschland üblichen Gepfl o-
genheiten behandelt zu werden, andererseits 
auch eine gewisse Identifi kation mit der deut-
schen Ordnung – ein Moment, das bei Nichtbe-
troffenen vielleicht Überraschung auslösen mag.
Staatsangehörigkeit hat einerseits eine instru-
mentelle Komponente und bezieht sich in vielen 
Aspekten auf bürokratisch organisierte Vorgänge 
und Verfahren. Andererseits hat sie eine identifi -
katorische Komponente, mit der Zugehörigkeit 
ausgedrückt wird. Da in Deutschland – im Gegen-
satz beispielsweise zu den USA und zur Türkei – 
der Nationalstolz öffentlich wenig zelebriert wird, 
vom Flaggenkult bis zur Morgenzeremonie in 
der Schule, wird man realistischerweise auch von 
den Einzubürgernden keine zur Schau getragene 
Begeisterung erwarten können. Einbürgerungs-
feiern, bei denen Offi zielle nach dem Text der 
 Nationalhymne suchen, mögen ein Beispiel für 
diese Situation sein. Von daher ist es sinnvoll, 
auch instrumentelle Gründe für die Einbürgerung 
öffentlich anzuerkennen. Viele dieser Begründun-
gen sagen ja auch etwas über die Lebensqualität 
und die Kultur des Landes aus. Eine feierliche 
Überreichung der Staatsangehörigkeitsurkunde 
ist gleichwohl geeignet, die Verbundenheit mit 




Für eine Analyse der Relevanz der Zulassung 
mehrfacher Staatsangehörigkeit ist eine verglei-
chende Betrachtung der Entwicklung in den Nie-
derlanden besonders aufschlussreich. Dort hat in 
den letzten fünfzehn Jahren eine experimentelle 
Situation bestanden, weil das Land die Regelun-
gen für die mehrfache Staatsangehörigkeit in Be-
zug auf die „erste Generation“ zweimal geändert 
hat. Aus den resultierenden Einbürgerungszahlen 
lässt sich erschließen, ob und inwieweit dies die 
Einbürgerungsraten beeinfl usst. Zudem führen 
die Niederlande Statistiken über weitere Staats-
angehörigkeiten – im Gegensatz zu Deutschland, 
wo ohne verlässliche Zahlen und vielfach sehr 
ideologisch über mehrfache Staatsangehörigkeit 
diskutiert worden ist. Die Niederlande haben 
1992 die mehrfache Staatsangehörigkeit offi ziell 
provisorisch zugelassen und großzügig prakti-
ziert. Diese großzügige Regelung wurde 1997 wie-
der aufgegeben, als das entsprechende Gesetz in 
der Ersten Kammer scheiterte. Aber auch danach 
wurde in achtzig Prozent der Fälle die mehrfache 
Staatsangehörigkeit zugelassen. Im Vergleich der 
europäischen Länder wiesen die Niederlande – 
wie im ersten Kapitel gezeigt – zusammen mit 
Schweden über ein Jahrzehnt die höchsten Ein-
bürgerungsquoten auf.
1985 wurde der „zweiten Generation“, also 
in den Niederlanden geborenen Kindern auslän-
discher Eltern, nach französischem Muster ge-
setzlich eine Optionsmöglichkeit zum Erwerb der 
Staatsangehörigkeit gegeben. Die Option kann 
vom 18. bis zum 25. Geburtstag ausgeübt werden 
und ist nicht an den Verzicht auf die bisherige 
Staatsangehörigkeit gebunden. Für die erste Ge-
neration wurde das Erfordernis beibehalten, die 
alte Staatsangehörigkeit aufzugeben, nur das Ver-
fahren wurde vereinfacht. Die gesamte Regelung 
war Bestandteil der „Minderheitenpolitik“, die 
seit 1983 von einem großen Konsens der nieder-
ländischen Parteien getragen und in einem Kom-
promiss formuliert wurde (Böcker/Groenendijk 
2003). Die Einbürgerung galt dabei als ein wich-
tiges Teilelement der Gleichstellungspolitik.
In Bezug auf die Optionsmöglichkeiten war 
das Gesetz ein voller Erfolg. Auch die Zahl der 
Einbürgerungen in der „ersten Generation“ stieg 
an, aber nicht bei den beiden größten Zielgrup-
pen, der türkischen und der marokkanischen. 
Zwei Drittel der Türken erklärten in einer Befra-
gung, sie wollten nicht auf ihre türkische Staats-
angehörigkeit verzichten. Viele Marokkaner sag-
ten dasselbe, obwohl in diesen Jahren wegen der 
Unmöglichkeit einer Entlassung aus ihrer Staats-
angehörigkeit bei dieser Gruppe die mehrfache 
Staatsangehörigkeit schon hingenommen wurde. 
Der Informationsstand in Bezug auf die Einbür-
gerungsmöglichkeiten war gering und weitge-
hend auf besser gestellte Gruppen beschränkt 
(van den Bodem 1993).
1991 beschloss die neue Koalition aus Christ-
demokraten und Sozialdemokraten deshalb, auf 
die Entlassung aus der alten Staatsangehörigkeit 
zu verzichten. Der Wissenschaftliche Rat hatte 
eine entsprechende Empfehlung ausgesprochen, 
er hat diese Stellungnahme im Jahr 2001 wieder-
holt (WRR 1989, 31, 97–98; WRR 2002, 13, 203). 
Der Justizminister führte die Hinnahme der Mehr-
staatlichkeit 1992 im Blick auf die vereinbarte 
Gesetzesänderung mit Zustimmung der direkt ge-
wählten Zweiten Kammer administrativ ein. Der 
endgültige Beschluss über die Gesetzesänderung 
stieß jedoch auf Widerstände und wurde schließ-
lich Ende 1996 von einer CDA-VVD-Mehrheit in 
der Ersten Kammer abgelehnt. Daraufhin nahm 
der Justizminister 1997 die grundsätzliche Hin-
nahme der mehrfachen Staatsangehörigkeit wie-
der zurück, erließ jedoch eine Verwaltungsver-
ordnung, mit der für 13 Kategorien von Einbür-
gerungswilligen Ausnahmen galten. Dabei geht 
es u. a. um Angehörige von Staaten, die grund-
sätzlich nicht ausbürgern, um Asylberechtigte, 
um Fälle schwerwiegender ökonomischer Nach-
teile bei Aufgabe der bisherigen Staatsangehörig-





keit, um Vermeidung des Zwangs zur Ableistung 
der Wehrpfl icht vor der Ausbürgerung, um in den 
Niederlanden Geborene und um mit einer Nie-
derländerin bzw. einem Niederländer Verheirate-
te (Groenendijk 1999). Zusammen machten diese 
Gruppen 80 Prozent der Einbürgerungsfälle aus, 
die Regelung war sehr viel weitgehender als in 
Deutschland.
In den Jahren der Öffnung wurden die Nie-
derlande insgesamt zum Einbürgerungsparadies. 
Die Einbürgerungsrate stieg von Jahr zu Jahr und 
erreichte 1996, dem letzten Jahr der Tolerierung 
der mehrfachen Staatsangehörigkeit, mit 11,4% 
einen Höhepunkt. Anschließend sank die Rate 
stark ab. Im Jahr 2002 besaßen zwei Drittel der 
Einwanderer aus der Türkei und die Hälfte der 
Marokkaner die niederländische Staatsangehörig-
keit. Interessant ist auch die Analyse der Aufgabe 
und Aufrechterhaltung der Staatsangehörigkeit. 
Von den 104.000 Türken, die 1995–1997 Nieder-
länder wurden, gaben nur 60 ihre ursprüngliche 
Staatsangehörigkeit auf, von den Marokkanern 
nur 20. Insgesamt behielten mehr als 80% der 
1995–1997 Eingebürgerten ihre ursprüngliche 
Staatsangehörigkeit (Tas 2000: 15). Anders ist es 
nur bei Nationalitäten, denen die ursprüngliche 
Staatsangehörigkeit vom Heimatstaat bei Erwerb 
der niederländischen entzogen wird, wie bei-
spielsweise Surinam, Irak und Deutschland.
Die niederländische Entwicklung demons-
triert, dass mit der Hinnahme von Mehrstaatlich-
keit ein entscheidender Durchbruch bei der Ein-
bürgerung erzielt werden kann. Dies gilt sowohl 
für die „erste“ als auch für die „zweite“ Generati-
on der Einwanderer. Auch die Praxis anderer Län-
der wie der USA und Frankreich und die Berliner 
Erfahrungen mit der weitgehenden Ausschöp-
fung der Einbürgerungsmöglichkeiten bei Nicht-
erfüllung der Wehrpfl icht nach dem Recht von 
1991 weisen in diese Richtung (Thränhardt 1995, 
63–116). 
Die weitgehende, wenn auch 1997 teilweise 
zurückgenommene Tolerierung der mitge-
brachten Staatsangehörigkeit war für den breiten 
Erfolg der Einbürgerung in den Niederlanden 
entscheidend.1 Die Aufrechterhaltung der ur-
 
Schaubild 16
Einbürgerungsraten der Türken und Marokkaner in den Niederlanden (in Prozent)









Quelle: Centraal Bureau voor Statistiek, Den Haag, eigene Darstellung.
1 Das gilt nicht für die Schweiz, wo die mehrfache Staatsangehörigkeit seit 1992 ebenfalls erlaubt ist, aber hohe Hürden in Bezug auf die 
Kosten der Einbürgerung (etwa 60.000 Franken in bestimmten Gemeinden) und in Bezug auf die Entscheidung über die Einbürgerung 




sprünglichen Staatsangehörigkeit ist bestimmten 
Gruppen, beispielsweise den meisten Türken, 
auch Erschwernisse wert, vor allem der Pfl icht zur 
Ableistung der Wehrpfl icht oder des Freikaufs mit 
verkürzter Wehrpfl icht. Es wird interessant sein 
zu beobachten, ob diese Tendenz anhält, mit der 
die in den Niederlanden lebenden Doppelstaatler 
ihr Herkunftsland subventionieren. 
Ein besonderer Effekt der hohen Einbürge-
rungsquote in den Niederlanden über lange Jahre 
zeigt sich in der großen Zahl von Politikern und 
Abgeordneten mit Einwanderungshintergrund, 
nicht nur bei den Parteien der Linken und der 
Mitte, sondern auch in der Establishment-Partei 
VVD und selbst in der xenophoben Lijst Pim 
 Fortuyn von 2002. Jahrelang war die schärfste 
Wortführerin des islamkritischen Diskurses in 
den Niederlanden eine Einwanderin: die VVD-
Abgeordnete Ayaan Hirsi Ali. Sie wurde in der 
 Öffentlichkeit zunächst als „die linke Antwort 
auf Pim Fortuyn“ bezeichnet und war von ihrer 
Wahl im Januar 2003 bis zu ihrem Rücktritt im 
Jahr 2006 Abgeordnete für die einwanderungs-
kritische VVD. Dass die VVD sie, die bis dahin für 
die sozialdemokratische Parteistiftung  gearbeitet 
hatte, für ein Abgeordnetenmandat nominierte, 






Die differenzierten niederländischen Daten ge-
ben auch Aufschluss darüber, dass das Einbürge-
rungsverhalten unterschiedlicher Herkunftsgrup-
pen extreme Unterschiede aufweist. Einerseits 
gibt es Gruppen, die auch im Einbürgerungspa-
radies Niederlande kein Interesse zeigten. Das 
sind Bürger von wohlhabenden und sicheren 
Staaten, die als EU-Bürger, als US-Amerikaner 
oder Japaner in den Niederlanden leben und ein 
verlässliches Land hinter sich wissen. So lagen die 
Einbürgerungsraten der Menschen aus den da-
maligen EU-Staaten und den USA in den Nieder-
landen im Jahr 2001 bei nur einem Prozent und 
die der Japaner sogar bei null Prozent. Diese ge-
ringen Einbürgerungsraten sind weitgehend un-
abhängig davon, ob die Herkunftsländer ihrer-
seits mehrfache Staatsangehörigkeit tolerieren – 
wie Großbritannien, Frankreich, die USA und 
Portugal – oder ob sie in solchen Fällen ihrerseits 
ausbürgern – wie Deutschland und Japan (Tab. 2). 
Auf der anderen Seite gibt es Flüchtlingsgruppen, 
die jede Chance auf Einbürgerung wahrnehmen 
und keinen Wert auf den Fortbestand der alten 
Staatsangehörigkeit legen, da sie von ihren Hei-
matregierungen nur Negatives erwarten.
In letzterer Gruppe sind in den Niederlanden 
die Einbürgerungsraten sehr hoch, unabhängig 
davon, ob die alte Staatsangehörigkeit beibe-
halten werden kann oder nicht (Tab. 2). Schon in 
unserer Umfrage von 1993 in Deutschland hat-
ten fünf Prozent der Befragten nur die deutsche 
Staatsangehörigkeit angestrebt. Es war bemerkens-
wert, dass das deutsche Einbürgerungssystem da-
mals auch diese fünf Prozent nicht annähernd 
bewältigen konnte (Thränhardt u.a. 1994: 240). 
Ein eindrucksvolles Beispiel für die Einbür-
gerungswilligkeit von Flüchtlingen sind die ho-
hen Einbürgerungsraten der Iraner in Deutsch-
land nach dem Wegfall der Hemmnisse aus dem 
deutsch-iranischen Vertrag, der der iranischen 
Regierung die Blockade von Einbürgerungen er-
laubt hatte und den iranischen Behörden zudem 
bei jedem Einbürgerungsvorgang Einblick in De-
tails der Identität der Flüchtlinge in Deutschland 
und ihre Adressen gab und sie eventuell auch auf 
ihre Verwandten im Iran aufmerksam machte 
(Tab. 3). Da der Iran Staatsbürger grundsätzlich 
nicht entlässt, wird für Iraner die mehrfache 
Staatsangehörigkeit auch in Deutschland hin-
genommen. Im Jahr 2002 stellten Iraner mit 
13.026 die zweitgrößte Einbürgerungsgruppe nach 
den Türken mit 64.631. Die nächst stärksten 
Gruppen kamen aus dem ehemaligen Jugosla-
wien (8.375) und aus Afghanistan (4.750).2
Während die Tolerierung der Beibehaltung 
der alten Staatsangehörigkeit also weder bei den 
Gruppen aus den reichen sicheren Ländern noch 
bei den Flüchtlingen in Notlage entscheidungs-
relevant ist, spielt sie bei der großen mittleren 
Gruppe eine wesentliche Rolle. Das sind Einwan-
derer aus Ländern ohne EU- oder vergleichbaren 
Status, die Bindungen an ihr Herkunftsland auf-
rechterhalten wollen und deren Lebensplanung 
ungewiss ist oder Herkunfts- und Zielland ein-
schließt. Ältere Türken pendeln beispielsweise 
vielfach zwischen der Türkei und Deutschland 
7. Einbürgerungswunsch, Desinteresse, Wunsch nach beiden 
 Staatsangehörigkeiten: unterschiedliche Einbürgerungsneigungen 
 der Herkunftsgruppen
2 Die FAZ (Nr. 136, 14. Juni 2003) kommentierte diese Zahlen: „Dass nur die Verzweifeltsten hier (in Deutschland) heimisch werden wol-
len, ist kein Grund zur Freude.“ Dabei wird übersehen, dass gerade Gruppen wie die iranischen Flüchtlinge ein hohes kulturelles und 






Einbürgerungsraten und Beibehaltung der ursprünglichen Staatsangehörigkeit 
in den Niederlanden
Land der bisherigen Einbürgerungsrate Beibehaltung der Ausländerzahl
Staatsangehörigkeit  ursprünglichen  am 1.1.2001
  Staatsangehörigkeit in Tausend 
Japan1 0% 67% 5,6
Griechenland2 2% 99% 5,7
Polen 10% 99% 5,9
Jugoslawien 9% 99% 6,8
China1 14% 25% 8,0
Surinam1 24% 9% 8,5
Irak1 27% 7% 8,6
Indonesien1 4% 9% 9,3
Portugal 1% 98% 9,8
Frankreich1 1% 89% 13,3
Ver. Staaten 1% 99% 14,8
Spanien1 1% 98% 17,2
Italien1 1% 81% 18,2
Belgien1 1% 16% 25,9
Großbritannien 1% 99% 41,4
Deutschland1 1% 20% 54,8
Türkei  5% 100% 100,8
Marokko2 11% 100% 111,4
alle Nationalitäten insgesamt 7% 77% 667,8
1 Automatischer Verlust der Staatsangehörigkeit bei Einbürgerung in einem anderen Land (2001)
2  Herkunftsland bürgert grundsätzlich nicht aus
Quelle: Centraal Bureau voor Statistiek, Den Haag.
bzw. den Niederlanden, ähnlich wie eine große 
Zahl älterer Deutscher oder Niederländer zwi-
schen ihrem eigenen Land und Mallorca. Da tür-
kische Staatsangehörige sowohl in den Nieder-
landen wie in Deutschland eine ganz weitgehen-
de Rechtssicherheit genießen und Zugang zu den 
Sozialsystemen haben, besteht auch keine un-
mittelbare Notwendigkeit zur Bewerbung um die 
niederländische bzw. deutsche Staatsangehörig-
keit – im Gegensatz zu den USA, wo Nicht-Staats-
bürger in ihren sozialen Rechten beschränkt 
sind.
Türken waren zu Beginn der Einbürgerungs-
welle in den Niederlanden die größte Ausländer-
gruppe. Ihre Einbürgerungsraten wuchsen in der 
Zeit der Tolerierung der Beibehaltung der alten 
Staatsangehörigkeit stark an und erreichten 1996, 
im letzten Jahr vor der Rücknahme, mit 20 Pro-
zent einen Höhepunkt. Inzwischen ist der über-
wiegende Teil der Einwanderer aus der Türkei in 
den Niederlanden eingebürgert. Als die Aufgabe 
der alten Staatsangehörigkeit dann seit 1997 in 
einem Teil der Fälle wieder verlangt wurde, sank 





deutung dieser Änderung spricht auch die Tatsa-
che, dass Einbürgerungen von Türken nach wie 
vor fast ausschließlich unter Beibehaltung ihrer 
alten Staatsangehörigkeit erfolgen.
Türken, denen das nicht möglich gemacht wird, 
unternahmen den Schritt also nur in seltenen 
Ausnahmefällen. Aufschlussreich ist auch der 
Vergleich mit der marokkanischen Gruppe, bei 
der die alte Staatsangehörigkeit toleriert wird. 
Hier lief die Einbürgerungswelle langsamer an als 
bei den Türken (was wohl mit der geringeren 
Kommunikationsdichte innerhalb der marok ka-
nischen Gruppe zusammenhängt), setzte sich aber 
fort. Auch die sinkende Einbürgerungsrate der 
 Tür ken in Berlin nach der Einschränkung der groß-
zügigen Praxis dort deutet in diese Richtung.
Für die Abgrenzung der drei oben beschrie-
benen Gruppen ist die niederländische Statistik 
aussagekräftiger als die deutsche, weil sie auch 
 
  Einbürgerungen in Deutschland                Einbürgerungen in den Niederlanden
Land der bisherigen  davon unter Hinnahme       Land der bisherigen  davon unter Hinnahme
Staatsangehörigkeit  Mehrstaatlichkeit                   Staatsangehörigkeit  Mehrstaatlichkeit 
   insgesamt  absolut in %  insgesamt absolut in %
Türkei 82.861 23.921 28,9 Marokko 13.471 13.464 99,9
Iran 14.410 14.368 99,7 Türkei 4.708 4.704 99,9
Jugoslawien 9.776 8.696 90,0 Bosnien-Herzegowina 2.646 2.629 99,4
Libanon 5.673 4.610 81,3 Irak 2.403 192 8,0
Marokko 5.008 4.263 85,1 Surinam 2.008 210 10,5
Afghanistan 4.773 4.411 92,4 Somalia 1.634 152 9,3
Sri Lanka 4.597 715 15,6 Iran 1.375 1.363 99,1
Russ. Föderation 4.583 1.867 40,7 China 1.002 228 22,8
Vietnam 4.489 2.633 58,7 Afghanistan 945 927 98,1
Bosnien-Herzegowina 4.002 500 12,5 Jugoslawien 924 919 99,5
Insgesamt 186.688 83.856 44,9 Insgesamt 50.120 38.023 75,9
Quelle: Die Beauftragte der Bundesregierung für Ausländerfragen, Berichte der Beauftragten der Bundesregierung für Ausländerfragen über die 
 Lage der Ausländer in der Bundesrepublik Deutschland, Berlin 2002, S. 380; Centraal Bureau voor Statistiek, Den Haag.
Doppelstaatlichkeit erfasst. Insgesamt gab es im 
Jahr 2001 in den Niederlanden 668.000 Nur-Aus-
länder, 779.000 Doppelstaatler und 11.000 Mehr-
staatler. Für die Analyse im Einzelnen erlaubt die 
Statistik der Stadt Amsterdam eine noch größere 
Differenzierung als die nationale Statistik (Tab. 4). 
Es wird deutlich, dass aus allen erfassten EU-Län-
dern und den USA etwa doppelt so viele Auslän-
der wie Doppelstaatler in Amsterdam leben, bei 
den Japanern ist der Anteil der Doppelstaatler 
noch kleiner. Andererseits gibt es bei allen Grup-
pen außerhalb der EU-Nordamerika-Japan-Tria de 
mehr Doppelstaatler als Ausländer. 
Deutsche Umfragedaten ergeben in Bezug 
auf den Wunsch nach Aufrechterhaltung der al-
ten Staatsangehörigkeit ein sehr eindeutiges Bild. 
Bei unserer Umfrage von 1993 strebten 88% der 
Befragten die deutsche und die ursprüngliche 
Staatsangehörigkeit an, fünf Prozent wollten nur 
Tabelle 3





die deutsche Staatsangehörigkeit, 6 Prozent wa-
ren unentschlossen (Thränhardt u.a. 1994, 240). 
Bei einer Umfrage im Jahr 2001 wollten sich 75% 
der türkischen, 60% der ehemals jugoslawischen 
und 80% der griechischen und italienischen Ar-
beitnehmer und ihrer Familien nicht einbürgern 
lassen, weil sie ihre ursprüngliche Staatsangehö-
rigkeit behalten wollten (Venema/Grimm 2002, 
185). Der Einbürgerungswunsch der Türken war 
gleichzeitig deutlich zurückgegangen, nachdem 
die Möglichkeit, die türkische Staatsangehörig-
keit legal zurückzuerlangen, am 1.1.2000 wegge-
fallen war (Venema/Grimm 2002, 180). Da diese 
Änderung vielfach unbekannt geblieben war, er-
gab sich die unglückliche Situation, dass Einge-
bürgerte ihre deutsche Staatsangehörigkeit verlo-
ren hatten (vgl. im Einzelnen den 6. Bericht der 
Beauftragten der Bundesregierung, 2005, S. 354).
Lebensweltlich ist die Unterschiedlichkeit 
gut nachvollziehbar: Besitzt man die Staatsange-
hörigkeit eines der Länder der reichen Triade, so 
bereitet sowohl die Einreise wie der Aufenthalt in 
anderen Ländern wenig Probleme. Deswegen ist 
der Erwerb einer derartigen Staatsangehörigkeit 
für Staatsangehörige armer Länder ein wichtiges 
Aktivum, und zwar in Bezug auf die Reisefreiheit, 
die Sicherheit und auf die freie Entfaltung in wirt-
schaftlicher, sozialer und politischer Hinsicht. 
Der Erwerb einer zweiten derartigen Staatsange-
hörigkeit bringt dagegen relativ wenig Mehrwert, 
vor allem innerhalb der EU mit ihren garantierten 
Gleichbehandlungsgrundsätzen und dem EU-
Bürgerrecht. Diesem instrumentellen Moment 
steht ein identitäres Moment zur Seite, das sich 
auf die Herkunft bezieht und die Aufgabe der er-
erbten Staatsangehörigkeit erschwert. 
Die instrumentelle Relevanz des Erwerbs ei-
ner sicheren Staatsangehörigkeit wächst mit der 
Unterschiedlichkeit der Lebensstandards zwi-
schen den reichen und den armen Ländern, eben-
so wie mit den Unterschieden des Maßes an Si-
cherheit. Mit der Terrorismusfurcht in den USA 
und in einem geringeren Maße in Europa nimmt 
sie wieder zu. Andererseits nimmt die Relevanz 
unterschiedlicher Staatsangehörigkeiten ab, je 
stabiler das Staatensystem und je offener die 
Grenzen sind. In einem stabilen Staatenverbund 
wie der Europäischen Union ist diese Relevanz 
sehr gering. Bei derartigen Gruppen erfolgt die 
Angleichung weitgehend intergenerational, was 
Ius-Soli-Regelungen bzw. das Optionsrecht bei 
Volljährigkeit noch relevanter macht. Das In-
teresse an den unterschiedlichen Staatsangehö-
rigkeiten sinkt, wenn es keinen instrumentellen 
Mehrwert und wenig Identitätsabgrenzungen 
gibt. In einer idealen Welt kantianischer Repu-
bliken  wäre  unterschiedliche  Staatsangehörig-
keit eine weitgehend irrelevante Größe, ähnlich 
der Teilstaaten-Zugehörigkeit in Bundesstaaten. 
In der realen Welt wirtschaftlicher Ungleichheit, 
von Kriegen, Korruption, Diktaturen und Kata-
strophen dagegen ist die Staatsangehörigkeit ei-
nes reichen, sicheren und wohlfahrtsstaatlichen 







Ausländer und Doppelstaatler in Amsterdam am 1. Januar 2002 (absolute Zahlen)
Staatsangehörigkeit Ausländer Doppelstaatler* Doppelstaatler/Ausländer
Marokko 22.829 34.845 1,53
Türkei 10.820 24.453 2,26
Großbritannien 6.822 3.375 0,49
Surinam 2.185 4.031 1,84
Deutschland 3.924 1.642 0,42
Vereinigte Staaten 3.429 1.477 0,43
Ghana 1.853 2.771 1,50
Italien 2.637 1.505 0,57
Ägypten 761 3.248 4,27
Frankreich 2.263 1.453 0,64
Portugal 2.566 554 0,22
ehem. Jugoslawien 738 2.284 3,09
Übrige 24.830 22.364 0,90
Insgesamt 85.657 104.002 1,21
   
Quelle: O+S, Amsterdam in cijfers, Jaarboek 2002, Amsterdam, 2002.
*  Niederländer mit mindestens einer zusätzlichen Staatsangehörigkeit 
WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik
8.  Der internationale Trend in Richtung Tolerierung 
 mehrfacher Staatsangehörigkeit
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Im Gegensatz zur Tendenz im nationalistischen 
Zeitalter vom Ende des 19. Jahrhunderts bis in die 
Nachkriegszeit ist Toleranz gegenüber Mehrstaat-
lichkeit in den letzten Jahrzehnten in vielen 
Staaten der westlichen Welt immer mehr akzep-
tiert worden, zum Teil aufgrund politischer, zum 
Teil – wie in den USA und in Deutschland – auf 
Grund höchstrichterlicher Entscheidungen. In 
Deutschland ist ein Markstein das Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts 1974 über die Vererbung 
der Staatsangehörigkeit nicht mehr nur durch 
den Vater, sondern auch durch die Mutter, mit 
der Folge breiter Akzeptanz mehrfacher Staatsan-
gehörigkeiten in einer großen Anzahl von Fällen. 
Das Gericht betonte damals, dass die Bürgerrechte 
im Mittelpunkt stehen müssten und nicht das 
staatliche Ordnungsinteresse. Das Gericht grenz-
te sich in diesem Urteil scharf von der Praxis des 
damaligen „Ostblocks“ ab, in gegenseitiger Ab-
stimmung Doppelstaatsangehörigkeit auszu-
schließen und die Betroffenen zur Option zu 
zwingen. In anderen Urteilen hob das Bundes-
verfassungsgericht „das Kind als Grundrechts träger“ 
und die „mitgliedschaftliche Bindung an die staatli-
che Gemeinschaft der Bundesrepublik Deutschland“ 
hervor. 
Diese Veränderung war nicht auf Deutsch-
land beschränkt. In allen OECD-Ländern und in 
vielen Entwicklungsländern erfolgte in den sieb-
ziger Jahren eine Abwendung von der patriar-
chalischen Vorstellung der Vererbung der Staats-
angehörigkeit nur durch den Mann und die Über-
nahme dieser Staatsangehörigkeit durch die Ehe-
frau und die Kinder und eine Hinwendung zu 
Vorstellungen der Gleichberechtigung. Die meis-
ten Länder nahmen dabei eine wesentliche Ver-
mehrung der Zahl der Mehrstaatigen aus Ehen 
mit unterschiedlichen Staatsangehörigkeiten hin. 
Nur wenige Länder – beispielsweise Japan – legten 
fest, dass sich die Kinder aus solchen Familien für 
eine Staatsangehörigkeit entscheiden müssen, 
wenn sie erwachsen werden.
 Das traditionelle Konzept einer einheit-
lichen Staatsangehörigkeit der Familie mit der 
Vererbung nur über den Vater war in sich konse-
quent gewesen und sollte Probleme minimieren. 
Es war der Kern internationaler Abkommen, die 
auf dem Prinzip beruhten, jeder Mensch solle 
eine und nur eine Staatsangehörigkeit haben.3 
 Einer der wichtigsten Promotoren dieses Kon-
zepts, der amerikanische Botschafter in Deutsch-
land und Nordeuropa, Bancroft, hatte Mehrstaat-
lichkeit mit großer moralischer Überzeugung im-
mer wieder als ebenso verwerfl ich wie „Bigamie“ 
verurteilt und mit deutschen und anderen eu-
ropäischen Staaten in den 1860er Jahren die 
 Ent lassung  von  Auswanderern  in  die  USA  aus 
der preußischen Staatsbürgerschaft ausgehandelt 
(Koslowski 2000: 75-77) – obwohl viele Auswan-
derer ihre deutsche Staatsangehörigkeit beibe-
halten wollten (Hailbronner 1992: 40). 
Insgesamt schlossen die USA 26 derartige 
 Abkommen mit europäischen Staaten ab (Bar-
Yaakov 1961: 193). Der Völkerbund goss das Kon-
zept der einen und nur einen Staatsangehörigkeit auf 
Grund von Gutachten der Harvard-Universität in 
ein internationales Vertragssystem. Nach 1945 
nahmen die UN und der Europarat diese Kon-
3 “It is in the interest of the international community to secure that all members should recognize that every person should have one 
nationally and should have one nationality only” (Völkerbund, Präambel, Hague Convention on Certain Questions Relating to the Con-




zepte auf. Diese Verträge sind immer noch wirk-
sam, werden von den Staaten aber immer weni-
ger beachtet. Für Anwerbe-Ausländer hat der Eu-
roparat 1997 ein Zusatzabkommen geschaffen, 
das ausdrücklich Mehrstaatlichkeit zulässt (Coun-
cil of Europe 1997). Auch ehemalige Kolonial-
mächte haben mehrfache Staatsangehörigkeit er-
leichtert, beispielsweise Großbritannien gegen-
über Kanada, Australien und Neuseeland und 
Spanien gegenüber elf lateinamerikanischen 
Staaten, ebenso Russland gegenüber anderen 
GUS-Staaten nach dem Zerfall der Sowjetunion. 
Viele Auswandererstaaten wie die Türkei, Mexi-
ko, die Dominikanische Republik, Ecuador, Ita-
lien und Kolumbien haben in den letzten Jahren 
mehrfache Staatsangehörigkeit erleichtert. Kana-
da hat sie sowohl für Einwanderer wie für Aus-
wanderer zugelassen. Gleichwohl bleibt mehr-
fache Staatsangehörigkeit vielfach in einer mora-
lischen Grauzone – beispielsweise in den USA, wo 
bei der Einbürgerung ein archaisch formulierter 
38
und an christliche Bekehrungen im Mittelalter 
 erinnernder Eid geleistet wird: „to renounce and 
abjure absolutely and entirely all allegiance and 
fi deli ty to any foreign prince, potentate, state, or sove-
reignty“ (Koslowski 2001. 13), während faktisch 
andere Staatsangehörigkeiten gleichwohl tole-
riert werden. 
Das ehemann- und vaterzentrierte Konzept 
widersprach den Menschen- und Bürgerrechten 
und der Gleichberechtigung der Frau, wie sie in 
den Verfassungen und den Menschenrechtserklä-
rungen seit dem Zweiten Weltkrieg allgemein 
festgelegt wurden. Mit der Abkehr davon war an-
gesichts der steigenden Zahl national gemischter 
Ehen ein Durchbruch vollzogen. Aber nicht nur 
in dieser Hinsicht, sondern auch in Bezug auf an-
dere Gruppen lässt sich beobachten, dass in den 
letzten Jahrzehnten in den meisten Ländern eine 
größere Toleranz gegenüber mehrfacher Staats-




9.  Wachsende deutsche Toleranz gegenüber mehrfacher
 Staatsangehörigkeit
In Deutschland enthält schon das Grundgesetz 
öffnende Bestimmungen über die Staatsangehö-
rigkeit ohne Rücksicht auf etwaige andere Staats-
angehörigkeiten. Verfolgte des Nationalsozialis-
mus und deren Abkömmlinge haben ein Anrecht 
auf die Rückgabe der deutschen Staatsangehörig-
keit (116 II GG). Deutsche Volkszugehörige erhal-
ten ebenfalls die deutsche Staatsangehörigkeit, 
wenn sie in Deutschland „Aufnahme gefunden“ 
haben (116 I GG). Beide Bestimmungen gelten 
ohne Rücksicht auf weitere Staatsangehörigkei-
ten. Im Fall der nationalsozialistisch Verfolgten 
war von vornherein klar, dass mehrfache Staats-
angehörigkeiten entstehen würden. Bedenken 
dagegen wies der Hauptausschuss des Parlamen-
tarischen Rates einstimmig zurück, es war eine 
Diskussion „auf höchstem moralischem Niveau“, 
an der auch Verfolgte des Nationalsozialismus 
mitwirkten (Hinken 1998: 247). Der CDU-Rechts-
experte von Mangoldt erklärte: „Man sollte es ru-
hig darauf ankommen lassen, dass einmal eine 
doppelte Staatsangehörigkeit entsteht.“ (Hinken 
1998: 247). Bis heute wird die Praxis fortgesetzt, 
die deutsche Staatsangehörigkeit in solchen Fäl-
len zu verleihen. Sie hat quantitative Bedeutung 
vor allem in Israel, wo es heute etwa 60.000 
deutsch-israelische Doppelstaatler gibt4, kaum 
da gegen in den USA oder in Kanada. Für die 
Volksdeutschen und später für die Aussiedler bzw. 
Spätaussiedler war zunächst keine Praktizierung 
mehrfacher Staatsangehörigkeit zu erwarten, da 
sie nicht freiwillig in den kommunistischen 
Machtbereich zurückkehrten. Erst mit dem Ende 
des Kalten Krieges ergab sich hier eine Öffnung 
zur realen Nutzung etwa der deutschen und der 
polnischen oder der deutschen und der russi-
schen Staatsangehörigkeit, ohne dass der deut-
sche Gesetzgeber in dieser Hinsicht Beschrän-
kungen eingeführt hätte. Inzwischen werden die-
se Möglichkeiten in breitem Ausmaß genutzt und 
es gibt eine gewisse Rückwanderung von Deut-
schen nach Russland.
Eine weitere Öffnung ereignete sich seit 1989 
in Richtung auf ehemals deutsche Staatsbürger 
und ihre Nachkommen in früher deutschen Ge-
bieten, hauptsächlich in Oberschlesien. Aufgrund 
der deutschen Rechtslage, insbesondere dem ver-
fassungsmäßigen Verbot der Entziehung der 
Staatsangehörigkeit, konnte diese Personengrup-
pe seit 1990 wieder deutsche Pässe erhalten und 
benutzen, zusätzlich zu ihren polnischen Doku-
menten. Bis zum Jahr 2003 wurden dort 280.000 
deutsche Pässe ausgestellt. 
All dies erregte keine öffentliche Aufmerk-
samkeit. Die deutsch-israelische und die deutsch-
polnische Doppelstaatlichkeit sind nie kontrovers 
diskutiert worden. Die Entscheidung über die Ge-
währung der Staatsangehörigkeit für die Volks-
deutschen, die nach Deutschland umgesiedelt 
worden waren, war von den Alliierten schon in 
der unmittelbaren Nachkriegszeit getroffen wor-
den. “You will require the persons of German ex-
traction transferred to Germany be granted Ger-
man nationality with full civil and political 
rights“, instruierte die britische Regierung ihre 
Militärverwaltung in Deutschland (Public Record 
Offi ce, Foreign Offi ce 371/85268/C2972, 11 f. 
Foschepoth 1996; Schoenberg 1970). Dem Parla-
mentarischen Rat blieb nur, diese Entscheidung 
nachzuvollziehen. Angesichts der fortdauernden 
Diskriminierung der Deutschen in den kommu-
nistischen Staaten wurde es anschließend bis zum 





Ende des Kalten Krieges deutsche Politik, mög-
lichst viele Deutsche aus Polen, Rumänien und 
der Sowjetunion herauszuholen, auch mit mas-
siven fi nanziellen Transferleistungen. Nach dem 
Ende des Kalten Krieges wurde diese Politik 
schrittweise zurückgefahren. Sie war nicht „eth-
nisch“, sondern politisch bedingt (Klekowski 
2001). Die Frage der doppelten Staatsangehörig-
keit wurde dabei nicht diskutiert.
Die Einbürgerung Nichtdeutscher war direkt 
nach dem Krieg wenig relevant. Deutschland war 
moralisch ebenso wie materiell zerstört. Die in 
Deutschland befi ndlichen Ausländer standen un-
ter alliiertem Schutz, sie wurden als Displaced 
Persons bezeichnet und blieben nur dann in 
Deutschland, wenn sie – etwa wegen Krankheit – 
nicht auswandern konnten oder – etwa durch 
Heirat – deutsche Bindungen entwickelten. 
Erst mit der Neuregelung von § 9 des Reichs- 
und Staatsangehörigkeitsgesetzes 1970 wurde der 
zwingende Verlust der ausländischen Staatsange-
hörigkeit beim Erwerb der deutschen eingeführt. 
1977 ging das Prinzip in die Einbürgerungsricht-
linien ein, 1990 und 1999 wurde es als gesetzli-
ches Prinzip bekräftigt. Die ursprüngliche Fassung 
des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes war 
in dieser Hinsicht offen gewesen (Marx 2007: 21, 
Gosewinkel 2001).
Die Anwerbung ausländischer Arbeitskräfte 
seit 1955 stand zunächst unter der Erwartung der 
Rückkehr, an der gerade die Heimatregierungen 
und die Betroffenen lange festhielten. Aktuell 
wurde die Frage der Permanenz der Einwande-
rung erst in den siebziger Jahren, als die meisten 
dieser Arbeitskräfte in Deutschland Familien ge-
gründet hatten und jedes neunte Kind in Deutsch-
land mit einer ausländischen Staatsangehörigkeit 
geboren wurde. Heinz Kühn, der erste Ausländer-
beauftragte, schlug deswegen die Einbürgerung 
vor allem der „zweiten Generation“ vor. Ohne 
dass dies der Öffentlichkeit bewusst wurde, war 
dies eine Wiederaufnahme der Debatte von 1913, 
als Sozialdemokraten und Liberale für das ius soli 
in Deutschland eintraten, aber in der Minderheit 
blieben (Hagedorn 2001). Der Vorstoß ging aber 
in der nach 1980 anschwellenden Kontroverse 
um eine Verminderung der Zahl der Türken in 
Deutschland unter, die im „Rückkehrförderungs-
gesetz“ von 1984 gipfelte – einem Gesetz, das ei-
nige Jahre später mit der Eröffnung einer Rück-
kehr nach Deutschland für Jugendliche, die mit 
ihren Eltern in die Türkei gegangen und sich dort 
nicht zurechtgefunden hatten, vollends ad ab-
surdum geführt wurde (eine Evaluation bei 
 Hönekopp 1987: 187–341). Gegen den Kühn-Vor -
s chlag hatten sich aber auch viele Ausländeror-
ganisationen ausgesprochen, hauptsächlich mit 
dem Argument einer Entfremdung der Jugend-
lichen von ihren Familien und ihrer Herkunft. 
Ein großer Schritt zur Erleichterung der Ein-
bürgerung wurde dann mit dem Ausländergesetz 
von 1990 vollzogen, das auf Einbürgerungsmög-
lichkeiten für die 1955–1973 angeworbenen Aus-
länder zielte. Es war zunächst befristet und wur-
de 1993 auf Grund des Asylkompromisses vom 
6. Dezember 1992 („Nikolaus-Papier“) entfristet 
und erweitert. In den Bundesländern, in denen 
die Klausel über die Beibehaltung der alten Staats-
angehörigkeit großzügig angewandt wurde, stie-
gen die Einbürgerungszahlen.
Das großzügige Einbürgerungsrecht nach 
dem Ausländergesetz vom 1.1.1991 zeigte erst 
nach einigen Jahren Auswirkungen. Das Gesetz 
sah keine Sprachprüfungen vor und die Kosten 
lagen mit 100 DM am unteren Ende der interna-
tionalen Skala. Für junge Antragsteller ohne Ein-
kommen war das Verfahren kostenfrei (Hagedorn 
2001). Da dieses Gesetz aber 1990 im Schatten 
der Wiedervereinigung zustande kam und die öf-
fentliche Debatte sich 1992/93 auf die Asylkrise 
und die Einschränkung des Asylrechts konzen-
trierte, trat seine Liberalität kaum ins Bewusstsein 
der Betroffenen. Umfragen zeigten, dass die Aus-
länder hohe Kosten und langwierige Verfahren 
perzipierten. „Zu kompliziertes Verfahren“, „Ver-
fahren zu teuer“ und „Noch nicht nachgedacht“ 
waren die drei am meisten gegebenen Antworten 
in unserer Umfrage 1993 bei Ausländern, die 
 Interesse an einer Einbürgerung hatten. Noch 
weitergehender war die Fehlinformation in der 
internationalen Öffentlichkeit und auch der 
Fachliteratur, zum Teil begünstigt durch den 
großen Erfolg des Buches von Brubaker (1994) 
und seine vereinfachende Rezeption. Immer wie-
der war von „Blutrecht“ die Rede. Castles schrieb 




Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes, Deutsch-
land verlange „high fees“ (Castles 1999: 59).
1999 stieg die Einbürgerungsquote in 
Deutschland – Aussiedler unberücksichtigt – auf 
2,0 und im folgenden Jahr auf 2,5 Prozent an. Zu 
dieser Zeit war Einbürgerung zum Hauptthema 
der politischen Debatte geworden. Im Winter 
1998-1999 wurde das neue Einbürgerungsgesetz 
in Bundestag und Bundesrat behandelt, es folgte 
die Unterschriftensammlung in Hessen gegen die 
mehrfache Staatsangehörigkeit, die den Ausgang 
der Landtagswahlen entschied. Damit war eine 
umfassende, wenn auch nicht unbedingt feh-
lerfreie Information der Bevölkerung und auch 
der Betroffenen sichergestellt. Das Gesetz selbst 
brachte allerdings einige Erschwerungen gegen-
über der alten Rechtslage: Nun mussten Sprach-
kenntnisse nachgewiesen werden und auch die 
Gebühr wurde erhöht (ein schematischer Ver-
gleich bei Hagedorn 2001). Sie sollte für die Kom-
munen kostendeckend sein und damit admi-
nistrative Hindernisse beseitigen helfen. 
Mit dem Gesetz von 1999 wurden weitere 
Tore für die mehrfache Staatsangehörigkeit ge-
öffnet. Bei Gegenseitigkeit konnten EU-Bürger 
nun ihre alte Staatsangehörigkeit behalten. 2007 
wurde diese Öffnung noch einmal erweitert – 
ohne jegliche kontroverse Diskussion: Nun kön-
nen alle EU-Bürger und auch die Schweizer bei 
Einbürgerung ihre alte Staatsangehörigkeit behal-
ten. Die Zahl der Einbürgerungsanträge von 
Deutschen in der Schweiz hat sich nach dieser 
Öffnung binnen eines Jahres verdoppelt (Hollen-
stein 2008).
Mit der Erweiterung der EU auf 27 Mitglied-
staaten bekam diese Öffnung zugleich größere 
quantitative Bedeutung, da sie nun wichtige Zu-
wanderungsländer wie Polen und Rumänien ein-
schließt. Es bleibt allerdings abzuwarten, ob die 
Einbürgungsneigung der Bürger der neuen Mit-
gliedstaaten anhält, sobald die Übergangsfristen 
auslaufen und die volle Gleichberechtigung her-
gestellt ist. 
Gibt es also auf der einen Seite den großen 
Kreis von 27 privilegierten europäischen Staaten, 
so wird mehrfache Staatsangehörigkeit auf der 
anderen Seite auch Bürgern von Staaten gewährt, 
die grundsätzlich nicht ausbürgern. Dazu gehö-
ren beispielsweise Griechenland, Marokko und 
viele andere arabische Staaten. Hinzu kommt die 
Einbürgerung bei Unzumutbarkeit der Aufgabe 
der alten Staatsangehörigkeit beim Verlangen des 
anderen Staates nach Ableistung des Wehrdiensts, 
bei besonderen Vermögensinteressen oder ande-
ren Unzumutbarkeiten (vgl. StAR-VwV). Eine 
weitere Besonderheit ist die Altersklausel, mit der 
Menschen ab 60 Jahren die Beibehaltung ihrer 
 alten Staatsangehörigkeit erleichtert wird, wäh-
rend sie den Menschen im arbeitsfähigen Alter 
verwehrt wird. Bei Kindern und Jugendlichen 
wiederum gibt es – wie erwähnt – die zeitlich be-
fristete Mehrstaatlichkeit mit der Optionspfl icht. 
Zudem hat die Bundesrepublik das Abkommen 
über die Verminderung von Mehrstaatlichkeit ge-
kündigt, die Kündigung ist 2002 in Kraft getre-
ten. 
Insgesamt ist auf diese Weise eine Situation 
entstanden, in der weder von fairer Gleichbe-
handlung noch von einem rational strukturier-
ten System im Interesse Deutschlands die Rede 
sein kann. Bei verfassungsrechtlicher Prüfung ist 
es kaum zu begründen, warum derart bunt ge-
mischte Disparitäten bestehen, warum also zwar 
Schweizern und Marokkanern mehrfache Staats-
angehörigkeiten zugestanden wird, Norwegern 
und  Türken  dagegen  nicht,  warum  ein  in 
Deutschland aufgewachsener Jugendlicher sich 
entscheiden muss, sein Großvater dagegen nicht, 
warum ein unter ius soli in den USA geborenes 
deutsches Kind zwei Staatsangehörigkeiten ha-
ben soll, seine in Deutschland geborene Schwe-
ster aber nicht, warum ein Bürger mit Grundbe-
sitz in bestimmten Ländern gegenüber einem 
Bürger ohne Grundbesitz bevorzugt werden soll. 
Reinhard Marx (2007: 6) verweist in diesem Zu-
sammenhang auch auf die Rechtsprechung des 
Eu ropäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
zur Diskriminierung beim Staatsangehörigkeits-
erwerb. Zudem ist das geltende Recht so angelegt, 
dass auf Grund der weiten Interpretationsspiel-
räume der Verwaltung zwangsläufi g die Dispa-
ritäten entstehen, die in Kapitel 3 aufgewiesen 
worden sind. Auf die paradoxe und kontrapro-
duktive Folge der Verweisung von Einbürgerungs-
willigen auf die Staaten ihrer bisherigen Staats-





Besonders inkonsistent ist seit der generellen 
Öffnung für die EU-Mehrstaatigkeit bei Erwach-
senen-Einbürgerungen die Optionspfl icht in die-
sen Fällen geregelt. Deutsch-italienische, deutsch-
polnische und andere Jugendliche mit einer 
 deutschen und einer anderen EU-Staatsangehö-
rigkeit müssen nach dem Gesetz den ganzen 
komplizierten Beantragungs-Vorgang durchlau-
fen, obwohl bei ihnen die Beibehaltung evident 
ist. Gleiches gilt in Bezug auf Staaten, die grund-
sätzlich nicht ausbürgern. Auch die Ableistung 
des deutschen Wehrdienstes schützt nicht vor 
dem Mechanismus, der mit einer gewissen Auto-
matik zum Verlust der deutschen Staatsangehö-
rigkeit führen kann. Ab 2017 werden nach dem 
geltenden Recht jährlich 37.000–41.00 Options-
fälle abzuarbeiten sein, etwa die Hälfte davon 
ohne jeden operativen Sinn.
Insgesamt ist das auf die Vermeidung von 
mehrfacher Staatsangehörigkeit gerichtete Sys tem 
im Abbau. Es fi ndet international immer weniger 
Unterstützung und die Bundesrepublik ist nicht 
mehr Vertragspartner eines derartigen Systems. 
Ein staatenkoordinierendes Ordnungssystem, in 
dem der deutsche Staat Einbürgerungswillige an 
andere Staaten verweist und sie von diesen ab-
hängig macht, entspricht dem 1974 vom Bun-
desverfassungsgericht als negatives Gegenbild so 
scharf abgelehnten System des ehemaligen „Ost-
blocks“ und nicht dem bürgerrechtlichen Bild 
des Grundgesetzes. Begrenzungen der mehrfa-
chen Staatsangehörigkeit sind durchaus möglich. 
Sie müssen aber die Selbstbestimmung der Be-
troffenen, die Planbarkeit ihres Lebens und die 
 Verhältnismäßigkeit stärker berücksichtigen. An-
knüpfungspunkte dafür können beispielsweise 
der Kontakt mit Deutschland und der Wehrdienst 




2.  Hilfsweise: Verfahren bei Vermeidung mehr-
facher Staatsangehörigkeit
 Wie dargestellt, ist das bisherige Verfahren 
zur Vermeidung mehrfacher Staatsangehörig-
keit sehr unbefriedigend gestaltet. Die Ver-
fahren ziehen sich sehr in die Länge und so-
wohl der deutsche Staat wie die Einwanderer 
werden von dritten Staaten abhängig ge-
macht. Eine Absurdität besteht auch darin, 
dass grundsätzlich nicht ausbürgernde Staaten 
sozusagen belohnt werden, weil ihre Staats-
angehörigen unter Akzeptanz mehrfacher 
Staatsangehörigkeit eingebürgert werden 
können. 
 Solange der Verzicht auf die ehemalige Staats-
angehörigkeit vorgeschrieben ist, sollte das 
Verfahren deswegen zumindest vereinfacht 
werden. Ein Verzicht auf die abzulegende 
Staatsbürgerschaft gegenüber dem Herkunfts-
staat sollte ausreichen, verbunden mit einer 
Verpfl ichtung, keine Staatsangehörigkeitsele-
mente dieses Staates mehr zu verwenden. 
Dies ist ein wichtiger Punkt bei der anstehen-
den Neufassung der Verwaltungsvorschriften 
zum Staatsangehörigkeitsrecht. Zuwiderhand-
lungen, für die der jeweilige Bürger verant-
wortlich ist, könnten zum Widerruf der deut-
schen Staatsangehörigkeit führen.
 Eine derartige Vereinfachung ist vor allem 
deswegen nötig, weil sonst in Zukunft eine 
große Zahl junger Deutscher sich bei Volljäh-
rigkeit an den jeweiligen Herkunftsstaat bzw. 
die Herkunftsstaaten ihrer Eltern wenden 
müsste. Sie würden in einer formativen Phase 
ihrer Entwicklung auf diese Staaten zurück-
geworfen, selbst wenn sie mit ihnen keinerlei 
1.  Tolerierung mehrfacher Staatsangehörigkeit
 Die Analyse des Einbürgerungsverhaltens, der 
Unterschiedlichkeit der Einbürgerungsraten 
je nach dem Ausmaß der Zulassung gegen-
über mehreren Pässen ebenso wie der deutsch-
niederländische Vergleich haben gezeigt, dass 
die Tolerierung mehrfacher Staatsangehörig-
keit einen zentralen Punkt bei der Erhöhung 
der Einbürgerungszahlen darstellt. Wichtig 
ist diese Frage vor allem für Zuwanderer aus 
Nicht-EU-Staaten, die freiwillig gekommen 
sind und für die eine Rückwanderung aus 
Gründen wie Arbeitsaufnahme, Altersaufent-
halt oder Verwandtenkontakten nicht ausge-
schlossen ist. Wie gezeigt, kann die deutsche 
Staatsangehörigkeit sogar zu freieren Rück-
wanderungsmöglichkeiten in das Ursprungs-
land führen. In Zeiten steigender wirtschaft-
licher und sozialer Verfl echtungen ist dieses 
Interesse legitim. Es kann der deutschen Wirt-
schaft helfen, wenn geschultes zweisprachiges 
Personal etwa Positionen bei deutschen Fir-
men in der Türkei einnimmt. 
 Von daher ist es zu empfehlen, im Fall der 
Türkei einen Vertrag zur Anerkennung mehr-
facher Staatsangehörigkeit zu schließen und 
türkische Staatsangehörige in dieser Hinsicht 
mit EU-Bürgern gleichzustellen. Dies wäre ein 
sinnvoller Anwendungsfall für die in einem 
Teil der deutschen Parteienlandschaft gefor-
derte „privilegierte Partnerschaft“ mit der 
Türkei – eines Begriffs, der bisher in Bezug auf 







Beziehungen unterhalten. So müsste bei-
spielsweise ein Doppelstaatler, der nie türki-
sche Dokumente in Anspruch genommen 
hat, sich an die türkischen Behörden wenden. 
Jugendliche, die niemals Dokumente der je-
weils anderen Staaten in Anspruch genommen 
haben,  sollten  über  eine  einfache  Er klärung 
die deutsche Staatsangehörigkeit  bestätigt be-
kommen, ganz im Sinn der Ersitzungsklausel 
des neuen Staatsangehörigkeits gesetzes, nach 
dem zwölfjährige Behandlung als Deutscher 
die Deutscheneigenschaft verleiht.
3.  Dauer und Komplexität des Verfahrens
 Die Komplexität des bisherigen Verfahrens 
und seine Abhängigkeit von der Bearbeitung 
durch ausländische Behörden sind zu einem 
großen Teil für die lange Dauer der Verfahren 
verantwortlich. Dies führt zu Antragsstaus 
und damit zur Abschreckung potenzieller An-
tragsteller. Von daher ist – abgesehen von den 
genannten Veränderungen – ein Rechtsan-
spruch auf abschließende Bearbeitung inner-
halb eines Jahres einzuführen (vgl. das fran-
zösische Beispiel oben). 
 Zuwanderer, die acht Jahre legal in Deutsch-
land leben, sind – wie das in Schweden nach 
fünf Jahren geschieht – von Amts wegen auf 
die Einbürgerungsmöglichkeit aufmerksam 
zu machen. Die entsprechenden Informa-
tionen, auch über die in Zukunft geplanten 
Tests, sind über das Internet und über Ausla-
gen in Ausländerämtern, Beratungsstellen, 
Vereinen, Klubs etc. breit bekannt zu ma-
chen. 
4.  Akzeptanz, Zusammenarbeit mit 
 Einwandererverbänden, politisches Klima
 Wichtig ist ferner ein Klima der Akzeptanz, 
insbesondere in den zuständigen Behörden. 
Dazu gehört die Zusammenarbeit mit Ein-
wandererverbänden, die zum Teil schon bis-
her für die Einbürgerung eingetreten sind 
und für sie geworben haben (Sökefeld 2005: 
57). Wichtig in dieser Hinsicht sind auch ein 
entsprechendes politisches Klima und die An-
nahme der Einwanderer als volle Mitglieder 
der Gesellschaft durch die staatlichen Reprä-
sentanten.
5.  Behördenorganisation
 Von Bedeutung ist schließlich eine effi ziente 
Behördenorganisation. Koppelarbeit, etwa zwi-
schen Ausländerämtern und Einbürgerungs-
behörden, sollte vermieden werden. Die Ein-
bürgerungsbehörden sollten sich als Dienst-
leister verstehen, die im wohlverstandenen 
Interesse des deutschen Staats und der deut-
schen Gesellschaft handeln, die an gleich-
berechtigten und politisch voll integrierten 
Bürgern interessiert sind.
6.  Einbürgerungsfeier
 Die nun allgemein vorgesehene öffentliche 
Ausgestaltung der Verleihung der Staatsange-
hörigkeit ist zu begrüßen, auch im Zusam-
menhang mit dem „feierlichen Bekenntnis“. 
Diese Zeremonie sollte integrierenden und 
öffnenden Charakter haben. Wichtig ist es 
 allerdings, die öffentliche Ausgrenzung be-
stimmter Gruppen zu vermeiden und allen 
Religionen einen legitimen Platz in Deutsch-
land einzuräumen, einschließlich der öffent-
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Absolute Einbürgerungszahlen und Einbürgerungsraten (in %) in den europäischen OECD-Ländern
 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005
Belgien 24.581 31.687 34.034 24.273 62.082 62.982 46.417 33.709 34.754 31.512
 2,7 3,5 3,8 2,7 6,9 7,3 5,5 4,0 4,0 3,5
Dänemark 7.283 5.482 10.262 12.416 18.811 11.902 17.300 6.583 14.976 10.197
 3,3 2,3 4,1 4,8 7,3 4,6 6,5 2,5 5,5 3,8
Deutschland 86.356 82.913 106.790 142.670 186.688 178.098 154.547 140.640 168.826 154.827
 1,2 1,1 1,4 2,0 2,5 2,4 2,1 1,9 1,9 1,6
Finnland 981  1.439 4.017 4.730 2.977 2.720 3.049 4.526 6.880 5.683
 1,3 1,8 4,7 5,4 3,3 2,8 2,9 4,3 6,5 5,1
Frankreich – – – 147.522 150.026 127.548 128.092 144.640 168.826 154.827
 – – – – 4,6 – – – – –
Großbritannien 43.069 37.010 53.525 54.902 82.210 90.295 120.125 125.535 140.705 161.780
 2,2 1,9 2,6 2,5 3,7 3,9 4,6 4,9 5,1 5,7
Italien 8.823 9.789 12.016  11.335 9.563 10.382 10.685 13.406 11.934 –
 1,2 1,0 1,2 1,0 0,7 0,8 0,7 0,9 0,5 –
Japan  14.495 15.061 14.779 16.120 15.812 15.291 14.339 17.633 16.336 15.251
 1,1 1,1 1,0 1,1 1,0 0,9 0,8 1,0 1,0 0,8
Luxemburg 779 749 631 549 684 496 754 785 841 966
 0,6 0,5 0,4 0,4 0,3 0,5 0,5 0,5 0,5 0,5
Niederlande 82.700 59.830 59.170 62.090 49.968 46.667 45.321 28.799 26.173 28.488
 11,4 8,8 8,7 9,4 7,7 7,0 6,6 4,1 3,7 4,1
Norwegen 12.237 12.037 9.244 7.988 9.517 10.838 9.041 7.867 8.154 12.655
 7,6 7,6 5,8 4,8 5,3 5,9 4,9 4,0 4,0 5,7
Österreich 15.627 15.792 17.786 24.678 24.320 31.731 36.011 44.694 41.645 34.876
 2,3 2,3 2,6 3,6 3,5 4,4 4,8 5,9 5,4 4,4
Polen – – 871 1.000 975 766 1.186 1.634 1.937 2.866
 – – – – – – – 3,3 – –
Portugal 1.154 1.364 519 946 721 1.082 1.369 1.747 1.346 939
 0,7 0,8 0,3 0,5 0,4 0,5 0,4 0,4 0,3 0,2
Schweden  25.552 28.867 46.502 37.777 43.774 36.397 37.792 33.006 26.769 39.573
 4,8 5,5 8,9 7,6 8,9 7,6 7,9 7,0 5,9 8,2
Schweiz 19.375 19.170 21.280 20.363 28.700 27.586 36.515 35.424 35.685 38.437
 1,5 1,4 1,6 1,5 2,1 2,0 2,6 2,4 2,4 2,6
Slowakei –  – – – – – – 3.492 4.016 1.393
 – – – – – – – 11,8 13,8 6,3
Spanien 8.433  10.311 13.177 16.394 11.999 16.743 21.810 26.556 38.335 42.830
 1,7 1,9 2,2 2,3 1,5 1,9 2,0 2,0 2,3 2,2
Tschechien – – – 8.107  8.335 6.321 4.532 3.410 5.020 2.626
 – – – 3,7 3,6 3,1 2,1 1,5 2,1 0,9
Ungarn 12.266 8.658  6.435 6.066 7.538 8.590 3.369 5.261 5.432 9.822
 8,8 6,1 4,3 4,0 4,9 7,8 2,7 4,5 4,2 6,9




The majority of immigrants in the United States take an oath of allegiance to the country 
upon naturalization. For the most part, however, immigrants are unaware of the fact that 
the oath is not a legal requirement in the US but has a merely symbolic importance. 
Naturalization Oath of Allegiance to the United States of America:
“I hereby declare, on oath, that I absolutely and entirely renounce and abjure all 
allegiance and fi delity to any foreign prince, potentate, state or sovereignty, of 
whom or which I have heretofore been a subject or citizen; that I will support and 
defend the Constitution and laws of the United States of America against all 
 enemies, foreign and domestic; that I will bear true faith and allegiance to the 
same; that I will bear arms on behalf of the United States when required by the 
law; that I will perform noncombatant service in the armed forces of the United 
States when required by the law; that I will perform work of national importance 
under civilian direction when required by the law; and that I take this obligation 
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